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Zum Geleit 

Der Verfassungsschutz ist Aus
druck des Selbstbehauptungswil
lens unseres freiheitlich-demokrati
schen Rechtsstaates. Er ist wesentli
cher Bestandteil des Sicherheitssy
stems der Bundesrepublik Deutsch
land. 

Der Verfassungsschutz kann je
doch seine Aufgabe, Angriffe auf un
sere freiheitlich-demokratische 
Grundordnung abzuwehren, nur er
füllen, wenn seine Arbeit von dem 
Verständnis und von dem Vertrauen 
unserer Bevölkerung getragen wird. 

Umsturzbestrebungen politi
scher Extremisten, Angriffe gewalt
tätiger Verfassungsfeinde und eine 
ungewöhnlich umfangreiche Spio
nagetätigkeit des kommunistischen 
Ostblocks bedeuten eine ständige 
Herausforderung aller Demokraten 
in diesem Lande. Dieser Herausfor
derung zu begegnen und die not
wendigen Informationen zur Be
kämpfung freiheitsgefährdender Be
strebungen zu geben, ist gemeinsa

mer Auftrag der Verfassungsschutz
behörden von Bund und Ländern. 

Der Jahresbericht 1976 des 
schleswig-holsteinischen Verfas
sungsschutzes will unseren Bürgern 
notwendiges Wissen um diese le
benswichtigen Probleme vermitteln. 
Denn Verfassungsschutz ist vor al
lem eine ständige geistig-politische 
Auseinandersetzung mit den Fein
den unserer Freiheit. Wir alle müssen 
diese Auseinandersetzung führen. 
Verfassungsschutz ist Bürgerschutz. 

Kiel, im Juni 1977 

Rudolf Titzck 

Innenminister 
des Landes Schleswig-Holstein 
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Vorbemerkung 

Die Tätigkeit der Verfassungs
schutzbehörde ist wie jede andere 
staatliche Tätigkeit an Gesetz und 
Recht gebunden. Grundlagen für 
ihre Arbeit sind das Grundgesetz und 
das schleswig-holsteinische Verfas
sungsschutzgesetz aus dem Jahre 
1950 in der Fassung vom 20. Juli 
1973. 

Der Verfassungsschutzbericht 
fürdasJahr 1976 soll einen Überblick 
über den Links- und Rechtsextre
mismus sowie die Spionageabwehr 
und den Geheimschutz vermitteln. Er 
enthält offen verwertbare Erkennt
nisse aus den wesentlichen Arbeits
bereichen des Verfassungsschutzes. 
Sie lassen sich wie folgt zusammen
fassen: 

Der Linksextremismus bildet weder 
ideologisch noch faktisch ein ein
heitliches Lager. Rivalitäten sowohl 
zwischen den orthodoxen Kommu
nisten Moskauer Prägung und der 
»Neuen Linken« als auch zwischen 
den einzelnen Gruppierungen der 
»Neuen Linken« sind nach wie vor 
kennzeichnend für die Situation. 

Stärkste Kraft im Linksextremismus 
ist weiterhin die DKP. Die Gruppie
rungen der »Neuen Linken« zeich
nen sich wie in den Vorjahren durch 
ihre Neigung zur Gewalt aus. 

An den Hochschulen des Landes 
ging der Einfluß der Linksextremi
sten zurück. 

Der Rechtsextremismus verlor 
weiterhin an Bedeutung. Die NPD be
findet sich in einem desolaten Zu
stand. Neonazistische Kreise ver
suchten erneut, durch spektakuläre 
Aktionen Aufmerksamkeit zu erre
gen. 

Alle Gruppierungen des Linksextre
mismus versuchten - teilweise mit 
Erfolg - die Anti-Kernkraftbewegung 
für ihre weitergehenden revolutionä
ren Ziele zu nutzen und - ebenso wie 
Teile der Rechtsextremisten - den 
Bürger in eine Konfrontation zum 
Staat zu treiben. 

Die große Zahl erkannter Spionage
aufträge bewies erneut das starke In
teresse des Ostblocks an der Ausfor
schung von Staatsgeheimnissen, 
Technologien und Produktionsme
thoden des Westens. Neue Ermitt
lungsmethoden der Verfassungs
schutzbehörden haben zur Fest
nahme einer größeren Zahl von 
Agenten durch die Strafverfol
gungsbehörden geführt. 

An der Notwendigkeit eines mög
lichst lückenlosen und wirksamen 
vorbeugenden Geheimschutzes 
kann deshalb kein Zweifel bestehen. 
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Gesetz 
über den Verfassungsschutz im 
Lande Schleswig-Holstein 

§ 1 
Zuständigkeit 
(1) Die Aufgaben des Verfassungs
schutzes werden ausschließlich von 
der Verfassungsschutzbehörde 
wahrgenommen. Verfassungs
schutzbehörde ist der Innenminister. 
Er unterhält für diese Aufgaben eine 
besondere Abteilung. 
(2) Die Zuständigkeit des Bundesam
tes für Verfassungsschutz bleibt un
berührt. 
(3) Verfassungsschutzbehörden an
derer Länder dürfen im Geltungsbe
reich dieses Gesetzes nur im Einver
nehmen mit dem Innenminister tätig 
werden. 

§ 2 
Aufgaben des Verfassungsschut
zes 
(1) Aufgabe der Verfassungsschutz
behörde ist die Sammlung und Aus
wertung von Auskünften, Nachrich
ten und sonstigen Unterlagen über 
1. 
Bestrebungen, die gegen die frei
heitliche demokratische Grundord
nung, den Bestand und die Sicher
heit des Bundes oder eines Landes 
gerichtet sind oder eine ungesetzli
che Beeinträchtigung der Amtsfüh
rung von Mitgliedern verfassungs
mäßiger Organe des Bundes oder ei
nes Landes zum Ziele haben, 
2. 
sicherheitsgefährdende oder ge
heimdienstliche Tätigkeiten im Gel
tungsbereich des Grundgesetzes für 
eine fremde Macht, 
3. 
Bestrebungen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes, die durch An
wendung von Gewalt oder darauf ge
richtete Vorbereitungshandlungen 
auswärtige Belange der Bundesre
publik Deutschland gefährden. 

in der Fassung vom 20. Juli 1973 

(2) Ferner wirkt die Verfassungs
schutzbehörde mit 
1. 
bei der Überprüfung von Personen, 
denen im öffentlichen Interesse ge
heimhaltungsbedürftige Tatsachen, 
Gegenstände oder Erkenntnisse an
vertraut werden, die Zugang dazu 
erhalten sollen oder ihn sich ver
schaffen können, 
2. 
bei der Überprüfung von Personen, 
die an sicherheitsempfindlichen 
Stellen von lebens- und verteidi
gungswichtigen Einrichtungen be
schäftigt sind oder werden sollen, 
3. 
bei technischen Sicherheitsmaß
nahmen zum Schutz von im öffentli
chen Interesse geheimhaltungsbe
dürftigen Tatsachen, Gegenständen 
oder Erkenntnissen gegen die 
Kenntnisnahme durch Unbefugte. 
(3) Die Verfassungsschutzbehörde 
berät die Dienstbehörden bei Ent
scheidungen nach §9 Abs. 1 Nr. 2 des 
Landesbeamtengesetzes und ent
sprechenden tarifrechtlichen Rege
lungen. 

§ 3 
Befugnisse und Zusammenarbeit 
mit anderen Behörden 
(1) Bestehen Anhaltspunkte für den 
Verdacht von Bestrebungen oderTä-
tigkeiten im Sinne des § 2 Abs. 1 die
ses Gesetzes, ist die Verfassungs
schutzbehörde berechtigt, zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben die 
nach pflichtmäßigem Ermessen 
notwendigen Maßnahmen zu treffen 
und dabei nachrichtendienstliche 
Mittel anzuwenden. Polizeiliche Be
fugnisse oder Kontrollbefugnisse 
stehen der Verfassungsschutzbe
hörde nicht zu. Sie darf einer polizei
lichen Behörde oder Dienststelle 
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nicht angegliedert werden. 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde 
kann über alle Angelegenheiten, de
ren Aufklärung sie zurDurchführung 
ihrer Aufgaben für erforderlich hält, 
von allen Behörden des Landes, der 
Gemeinden, Gemeindeverbände und 
den sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts Auskünfte 
und die Übermittlung von Unterlagen 
verlangen. 
(3) Alle Behörden des Landes, der 
Gemeinden, der Gemeindeverbände 
und die sonstigen juristischen Per
sonen des öffentlichen Rechts sind 
verpflichtet, der Verfassungsschutz
behörde auch unaufgefordert alle 
Auskünfte, Nachrichten und son
stige Unterlagen über Bestrebungen 
zu vermitteln, welche die Vorausset
zungen des § Abs. 1 erfüllen. 
(4) Die Gerichte und Behörden des 
Landes und die Verfassungsschutz
behörde leisten sich gegenseitig 
Rechts- und Amtshilfe (Artikel 35 
GG). 

§ 4 
Bedienstete 
Mit Aufgaben der Verfassungs
schutzbehörde darf nur betraut wer
den, wer nach seiner Persönlichkeit 
und nach seinem Verhalten die Ge
währ dafür bietet, daß er jederzeit für 
die Sicherung und Erhaltung der 
freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung eintritt. Zum Leiter 
der Abteilung für Verfassungsschutz 
darf nur berufen werden, wer die Be
fähigung zum Richteramt nach dem 
Deutschen Richtergesetz besitzt. 

§ 5 
Durchführung 
Die Landesregierung kann die zur 
Durchführung dieses Gesetzes er
forderlichen Rechts- und Verwal
tungsvorschriften erlassen. 

§ 6 
Inkrafttreten*) 
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft. 

*) Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des 
Gesetzes in seiner ursprünglichen Fassung 
vom 30. Mai 1950 (GVOBI. Schl.-H. S. 223). 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ände
rungen ergibt sich aus dem Änderungsge
setz vom 11. Juli 1973 (GVOBI. Schl.-H. S. 
271). 
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Linksextremismus 
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1 
Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP) und Nebenorganisationen 

Die DKP folgt der ideologischen 
und politischen Linie der KPdSU und 
der SED. Wegen ihrer festgefügten 
Organisation, der Diszipliniertheit 
und des Engagements ihrer Funktio
näre, aber auch ihres taktischen Ge
schicks, die wahren Ziele zu ver
schleiern, sind die DKP und ihre Ne
benorganisationen (Sozialistische 
Deutsche Arbeiterjugend, Junge 
Pioniere usw.) als besonders gefähr
liche Organisationen des Linksex
tremismus in der Bundesrepublik 
Deutschland anzusehen. 

a 
Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP) 

Die DKP verbreitet in der Bundes
republik Deutschland das Ideengut 
der Sowjetideologie und arbeitet auf 
ein Gesellschaftssystem ostdeut
scher Verfassung («Modell des ver
wirklichten Sozialismus«, »Herr
schaft der Arbeiterklasse«) hin. Die 
im Jahre 1968 gegründete DKP hat 
nach eigenen Angaben rd. 42 000 
Mitglieder und ist in 12 Bezirksorga
nisationen gegliedert. Der Bezirks
organisation Schleswig-Holstein 
gehören etwa 1400 Mitglieder an. Sie 
gliedert sich in 12 Kreisorganisatio
nen, 34 Orts- und Stadtteilgruppen, 4 
Betriebsgruppen und eine Hoch
schulgruppe. Bezirksvorsitzender 
der Partei ist Ewald STIEFVATER, 
Wedel. 

Zentrales Publikationsorgan ist 
die Tageszeitung »Unsere Zeit« (UZ). 

Unter der Losung »Für Frieden -
Freiheit - Sozialismus, Recht auf Ar
beit - Preisstopp und Freiheit durch 
Sozialismus« willdie Partei Einfluß in 
allen Bereichen der Gesellschaft er
reichen. Schwerpunkte ihrer Agita

tion im Jahre 1976 waren die »Be
rufsverbote« im öffentlichen Dienst 
und die Jugendarbeitslosigkeit. Da
neben befaßte sie sich in zahlreichen 
Publikationen und öffentlichen Ver
anstaltungen mit allgemein interes
sierenden Themen wie Bildungspoli
tik, Gesundheitswesen, Rentenfi
nanzierung. 

Hinzu kam gegen Ende des Jah
res das Thema Kernkraftwerke. Dazu 
wurde erklärt, die DKP sei für die 
Mobilisierung der einheimischen 
Energiereserven, besonders der 
Kohle. Solange die Sicherheit der 
Menschen, der natürlichen Umwelt 
und die Entsorgung nicht gewährlei
stet seien, dürfe kein Kernkraftwerk 
gebaut werden. Die DKP unterstützte 
die Forderungen der Bürgerinitiati
ven und betonte, sie habe von An
fang an an deren Seite gestanden. 
Ihre Mitglieder arbeiteten »selbstlos, 
aktiv und konstruktiv in diesen Be
wegungen mit«. Während sie dabei 
den Bau von Kernkraftwerken in der 
von ihr als Vorbild gepriesenen DDR 
verschweigt, ist in einerZeitung ihrer 
Westberliner Schwesterorganisation 
SEW die Fließbandproduktion von 
Kernkraftwerken in der Sowjetunion 
in höchsten Tönen gepriesen wor
den. Die DKP vertritt den Stand
punkt, Atomkraftwerke seien sicher 
nur unter der Herrschaft der Arbeiter. 

Für den erheblichen Propagan
daaufwand, den die Partei au'ch 1976 
betrieb, reichen die Einnahmen aus 
den Mitgliederbeiträgen und Spen
den nicht aus. Die DKP erhielt daher 
erhebliche Zuwendungen von der 
SED. Diese belaufen sich auf rund 30 
Mill. DM jährlich. Hinzu kommen 
rund 70 Mill. DM für die Nebenorga
nisationen der DKP, die kommuni
stisch beeinflußten Organisationen 
und für sonstige, von der SED ge-
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Zentralorgan der 
Deutschen Kommunistischen 
Partei (DKP) 

ÏÏË unsere zeit 
Die Zeitung der arbeitenden Menschen — Zeitung der DKP F 8316 

8. Jahrgang Nr. 288 Samstag, den 18. Dezember 1976 

Gegen nettere 
Meten in 
Hamburg 
uni Manchen 

Bundestag debattierte über Regierungserklärung 

Grundlinie: Mehr Wir 
Rüstung und Profite 
taute Wortgefechte und Appelle zum „Miteinander" 

Bonn. UZ - In heftigen Wortge
fechten und teilweise beteiligen
den Ausfällen warfen eich gestern 
Im Bundestag die Sprecher der 
CDU/CSU und des Regierungs
legers gegenseitig Innere Wider
sprüche vor. Dabei trat dennoch 

zutage, daB beide Seiten grund
sätzlich darin übereinstimmen, daß 
die Bevölkerung mit höheren 
Steuern und Abgaben zugunsten 
der Konzernprofite und der Rü
stung auch In Zukunft belastet 
werden soll. 
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steuerte Aktionen. Dem steht laut 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
eine angebliche Eigenfinanzierung 
der DKP in Höhe von 12,3 Mill. DM 
gegenüber. 

Dennoch ist es der DKP in 
Schleswig-Holstein nicht gelungen, 
ihren Einfluß auszubauen. Dies gilt 
insbesonderefürdie Bemühungen in 
den Betriebsgruppen. Auch die Mit
gliederzahl stagniert in letzter Zeit. 
Bei der Bundestagswahl im Oktober 
erreichte die Partei nur 0,2% der 
Zweitstimmen, während der Bun
desdurchschnitt bei 0,3% lag. Des
sen ungeachtet setzten die Funktio
näre der DKP ihre Bemühungen um 
gemeinsame Aktionen im Rahmen 
der Bündnispolitik fort. 

In ihrem Kampf für den Kommu
nismus wird die DKP von Nebenor
ganisationen und kommunistisch 
beeinflußten Organisationen unter
stützt. 

b 
Sozialistische Deutsche Arbeiterju
gend (SDAJ) 

Die SDAJ, im Jahre 1968 gegrün
det, ist die Jugendorganisation der 
DKPe. Viele ihrer Mitglieder gehören 
gleichzeitig der DKP an. Nach eige
nen Angaben hat die SDAJ 33 000 
Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland; diese Zahl ist jedoch 
überhöht. Die tatsächliche Mitglie
derzahl dürfte bei rund 14 000 liegen, 
wovon rund 400-500 auf Schles
wig-Holstein entfallen. Der Landes
verband Schleswig-Holstein gliedert 
sich in Kreisverbände und rund 30 
Orts- bzw. Stadtteilgruppen. Dane
ben bestehen einige Betriebs- und 
Schülergruppen. Der Landesvorsit
zende der SDAJ ist Heinz STEHR, 
Langwedel. 

Zentralorgan ist das monatlich 

erscheinende Jugendmagazin 
»elan«. 

Die SDAJ hat im Dezember 1976 
ein »Aktionsprogramm für die fünf 
Grundrechte der Jugend« beschlos
sen. In einer Broschüre der SDAJ-
Landesleitung wurde das »Forde
rungsprogramm der SDAJ Schles
wig-Holstein zur wirkungsvollen Be
kämpfung der Jugendarbeitslosig
keit« veröffentlicht. Darin heißt es: 

»Die Jugend braucht den Sozia
lismus! Grundsätzlich sind Arbeits
losigkeit und damit auch die Ju
gendarbeitslosigkeit erst durch die 
Veränderung der Machtverhält
nisse zugunsten der Arbeiterklasse 
und werktätigen Bevölkerung zu er
reichen. ...Das Beispiel der DDR 
und der Sowjetunion, der gesamten 
sozialistischen Staaten wirkt auf die 
Jugend unseres Landes... Die 
SDAJ will den Sozialismus! Die Ver
änderung der Machtverhältnisse ist 
eine langfristige Aufgabe, sich 
durchzusetzen erfordert jedoch 
schon heute den organisierten ge
meinsamen Kampf für die Interes
sen der Jugend...« 

Für diese und ihre weiteren Vor
stellungen wirbt die SDAJ in Ge
werkschaften, Betrieben, Jugend
zentren, Schulen und in von ihr ge
steuerten »Arbeitskreisen demokra
tischer Soldaten« (ADS). Sie betreibt 
Öffentlichkeitsarbeit durch Flug
blattverteilung, Informationsstände 
und sonstige kleinere Aktionen so
wie durch eine ganze Reihe von 
Orts-, Betriebs- und Schülerzeitun
gen. Die SDAJ betont-wie die DKP-
ihre »freundschaftliche Verbunden
heit« mit der DDR und den anderen 
»sozialistischen Ländern«, deren 
Gesellschaftssysteme sie uneinge
schränkt auf die Bundesrepublik 
Deutschland übertragen möchte. 



Wie in den Vorjahren fand auch 
1976 eine Reihe von Delegations
und Studienreisen von Funktionären 
in die DDR statt. Daneben haben 
SDAJ-Funktionäre wiederum an 
mehrmonatigen Schulungen in 
Ost-Berlin und Moskau teilgenom
men. 

Die SDAJ kann weder ihre haupt
amtlichen Funktionäre noch die Ko
sten für die umfangreichen Werbe
aktionen allein aus den Mitglieder
beiträgen bestreiten. Ihr Finanzauf
wand wird daher im wesentlichen 
durch Zuwendungen der SED ge
deckt. 

Unzureichende Aktivitäten, der 
Mangel an Führungskräften sowie 
das unbefriedigende Wahlergebnis 
der DKP führten in Schleswig-Hol
stein zur Resignation vieler Mitglie
der der SDAJ. Die Arbeit in den 
Gruppen ist vielfach durch Rivalität 
der Mitglieder erschwert. Dies hat 
auch 1976 zu einer weiteren Läh
mung der politischen Arbeit der 
SDAJ-Gruppen beigetragen. 

c 
Junge Pioniere (JP) 

Im Jahre 1973 hatte die DKP die 
Gründung einer Kinderorganisation 
beschlossen. Daraufhin waren im 
Juni 1974 in Bochum die »Jungen 
Pioniere« fürKindervon 6 bis 14 Jah
ren gegründet worden mit einer ei
genen Kinderzeitschrift »Willibald«. 
Die »Jungen Pioniere« wollen »als 
Freunde der Sozialistischen Deut
schen Arbeiterjugend an der Seite 
derjenigen stehen, die für Frieden, 
Demokratie und Sozialismus eintre
ten«. In den Erklärungen der »Jun
gen Pioniere« heißt es, man stimme 
mit den Zielen der DKP überein und 
wolle durch das Tragen eines roten 
Halstuches zum Ausdruck bringen, 

daß man sich den Kindern in der DDR 
und der Sowjetunion verbunden füh
le. 

In Schleswig-Holstein sind etwa 
100-150 Kinder in mehreren Grup
pen organisiert, die von DKP- bzw. 
SDAJ-Funktionären angeleitet wer
den. Mit Kinderfesten, Lagern, Wan
derungen, Basaren und Gruppen
nachmittagen will die Organisation 
die Mitglieder an sich binden und 
neue Kinder werben. So nahmen an 
einem Pfingstlager in Ascheberg 
etwa 200 Kinder teil. 

Wie in den fünfziger Jahren 
(»Frohe Ferien für alle Kinder«) wird 
wieder für »Kinderferien in der DDR« 
und in anderen Ostblockstaaten ge
worben. Die preisgünstigen Ferien
reisen stehen unter dem Motto »Wir 
fahren in ein kinderfreundliches 
Land«. Obwohl 1976 rund 4500 
Plätze zur Verfügung standen, nah
men nur 2500 Kinder an den Ferien
lagern teil, davon aus Schleswig-
Holstein etwa 100 Kinder. 

Nach einer zunächst erfolgrei
chen Aufbauphase der Organisation 
ist es 1976 in Schleswig-Holstein 
nicht zur Gründung neuer Gruppen 
gekommen. Nach wie vor sehen 
SDAJ und DKP jedoch in den »Jun
gen Pionieren« ein Mitgliederreser
voir. Die DKP zeigt damit, dem SED-
Vorbild folgend, daß sie keine Be
denken hat, einseitig auf noch nicht 
urteilsfähige, sehr junge Menschen 
im Sinne des Marxismus-Leninismus 
parteipolitisch einzuwirken. 

d 
Deutsche Friedens-Union (DFU) 

Eine weitere kommunistisch be
einflußte Organisation ist die im 
Jahre 1960 gegründete Deutsche 
Friedens-Union. Funktionäre der 
1956 verbotenen KPD haben sie auf-
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2 
gebaut und angeleitet. 

Die DFU hat derzeit etwa 3000 
Mitglieder im Bundesgebiet 
(Schleswig-Holstein ca. 350). Ihr 
Sprachrohr ist die »Deutsche Volks
zeitung« (Wochenauflage ca. 
40 000). Die politischen Aktivitäten 
der DFU gehen meist vom DFU-Lan-
desvorstand aus. In geringem Um
fang führen die Bezirksverbände 
Flensburg und Lübeck Veranstal
tungen durch. In programmatischen 
Erklärungen wirbt die DFU für ihr 
Ziel, »eine reale Demokratie, in der 
der antifaschistische, antimonopoli
stische und antimilitaristische Auf
trag des Grundgesetzes und der 
Länderverfassungen verwirklicht 
ist«. 

Durch eine Flut von Publikatio
nen und über die von ihr gegründe
ten Arbeitskreise für Bildung, Abrü
stung und Mittelstandsfragen sowie 
durch die maßgebliche Beteiligung 
an der »Berufsverbots«-Kampagne 
ist die DFU bemüht, in der Öffent
lichkeit auf sich aufmerksam zu ma
chen. Sie versteht sich (seit Grün
dung der DKP 1968) als eine Samm
lungsbewegung für bürgerliche 
Kreise, die mit der Politik der im Par
lament vertretenen Parteien unzu
frieden sind. Sie unterstützt die Ziele 
der DKP und vertritt insbesondere 
deren kommunistische Deutsch
landpolitik. Trotz ihrer schmalen Ak
tivistenbasis besitzt die DFU eine 
starke, z. T. hauptamtliche Funktio
närsschicht. Damit zählt sie zu den 
aktivsten Organisationen im Rahmen 
der kommunistischen Bündnispoli
tik. 

Vereinigung der Verfolgten des Na
ziregimes - Bund der Antifaschisten 
(VVN-BdA) 

und 
Deutsche Friedensgesellschaft/ 
Vereinigte Kriegsdienstgegner 
(DFG/VK) 

VVN-BdA und DFG/VK zählen zu 
den kommunistisch beeinflußten 
Organisationen. Das ursprüngliche 
Anliegen der VVN war es, Ansprüche 
der Verfolgten des Naziregimes zu 
vertreten. In den vergangenen Jah
ren hat sich die Organisation jedoch 
verstärkt den politischen Forderun
gen der DKP zugewandt. Die VVN hat 
noch etwa 10 000 Mitglieder in der 
Bundesrepublik Deutschland 
(Schleswig-Holstein rund 400). Sie 
gibt die Wochenzeitung »die tat« 
heraus. An der geringen politischen 
Bedeutung dieser Vereinigung wird 
sich auch künftig nichts ändern. 

Die DFG/VK ist Mitglied der »War 
Resisters International« mit ca. 
20 000 Anhängern in der Bundesre
publik Deutschland. Auch in Schles
wig-Holstein existieren einige Grup
pen. Die Funktionäre beraten 
Kriegsdienstverweigerer und veran
stalten Vorträge über Abrüstung, 
Gewaltverzicht, friedliche Koexi
stenz, Militarismus, Kolonialismus, 
Antikommunismus u. a. Themen. 
Auch die Arbeit dieser kommuni
stisch beeinflußten Organisation ist 
in Schleswig-Holstein nur von gerin
ger Bedeutung. 

Neue Linke 
Unter dem Sammelbegriff »Neue 

Linke« werden in erster Linie Orga
nisationen maoistischer Ideologie 
zusammengefaßt, aber auch solche 
trotzkistischer, anarchistischer oder 
sog. undogmatischer u. a. Ausrich
tung. Auch 1976 bestand die »Neue 
Linke« aus zahlreichen sich befeh
denden Gruppierungen. Die maoi-
stisch-kommunistischen Parteien 
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und Bunde blieben nach den ortho
doxen Kommunisten (DKP und Ne
benorganisationen) die stärkste poli
tische Kraft im Linksextremismus. 
Gemeinsam ist allen Gruppen die Ab
lehnung der als »revisionistisch« be
zeichneten Linie des moskauorien
tierten Kommunismus. Sie bekennen 
sich in der Mehrzahl freimütig zur 
Zerschlagung der freiheitlich-demo
kratischen Grundordnung im Wege 
des bewaffneten Kampfes. Auch 
hierin liegt ein Unterschied zur DKP, 
die davon ausgeht, daß ihre verfas
sungsfeindlichen Ziele gegenwärtig 
durch gewaltsame Aktionen nicht zu 
erreichen sind. 

a 
Kommunistische Partei Deutsch
lands (KPD) 

Die im Februar 1970 von Funktio
nären des SDS in Berlin gegründete 
»Kommunistische Partei Deutsch

lands/Aufbauorganisation« 
(KPD/AO) hatte sich im Juli 1971 als 
»Kommunistische Partei Deutsch
lands« (KPD) konstituiert. Sie bezif
fert ihre Mitglieder und Sympathi
santen im Bundesgebiet auf 5000. 
Die Zahl der Sympathisanten über
wiegt die Zahl der eigentlichen Mit
glieder erheblich. Die Mitgliederent
wicklung stagniert. Der KPD gelang 
es auch 1976, bei ihren Aktionen bis 
zu 5000 Teilnehmer zu mobilisieren, 
so z. B. während einer zentralen 
Wahlveranstaltung im September in 
Köln. In Schleswig-Holstein verfügt 
die KPD über rund 100 Anhänger. Der 
KPD ist es bisher nicht gelungen, 
Ortsgruppen in Schleswig-Holstein 
aufzubauen. Unter den Mitgliedern 
der KPD befinden sich Professoren, 
Ärzte, Rechtsanwälte, Lehrer und 
Künstler. 

Zentralorgan ist die Wochenzei

tung »Rote Fahne«. 
Aufgrund ihrerorganisatorischen 

Schwächen entfaltet die KPD in 
Schleswig-Holstein nur geringe Ak
tivitäten. Schwerpunkt ist dabei Kiel. 
Die Partei nahm 1976 erstmalig an 
einer Bundestagswahl teil. Bei ihrem 
Wahlkampf in Schleswig-Holstein 
war sie auf die Hilfe von Wahlhelfern 
aus anderen Bundesländern (Ham
burg u. Berlin) angewiesen. Sie er
reichte 833 = 0,0% der Zweitstim
men. (Landtagswahl 1975: 699 = 
0,0%). 

Wie in den Vorjahren trat die KPD 
auch 1976 durch Gewalttätigkeiten 
in Erscheinung. Neben der KPD/ML 
stellte sie das größte Potential an mi
litanten Teilnehmern an der Demon
stration gegen den Bau des Kern
kraftwerks in Brokdorf am 13. 11. 
1976. 

Die Partei stützt sich auf zahlrei
che von ihrgesteuerte Nebenorgani
sationen und Komitees. Die wichtig
sten Nebenorganisationen sind: 

»Kommunistischer Jugendverband 
Deutschlands» (KJVD) 
mit dem Organ 
»Kämpfende Jugend«, 

»Kommunistischer Studentenver
band« (KSV) 
mit dem Organ 
»Dem Volke dienen«, 

»Liga gegen den Imperialismus« 
mit dem Organ 
»Internationale Solidarität«, 

»Rote Hilfe e.V.« 
mit dem Organ 
»Rote Hilfe«. 

Von diesen Organisationen sind 
in Schleswig-Holstein nur der 
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»Kommunistische Studentenver
band« und die »Liga gegen den Im
perialismus« in Erscheinung getre
ten. Offiziellen Verlautbarungen der 
Partei zufolge erfolgt die Finanzie
rung der Parteiarbeit aus Beiträgen, 
Spenden und Überschüssen von 
Parteieinrichtungen. Dies erscheint 
glaubhaft, wenn man die ungewöhn
lich hohen Mitgliedsbeiträge, die Op
ferbereitschaft ihrer hauptamtlichen 
Funktionäre und die hohe Spenden
freudigkeit ihrer Mitglieder berück
sichtigt. 

b 
Kommunistische Partei Deutsch

lands/Marxisten-Leninisten 
(KPD/ML) 

Die KPD/ML hat nach ihrer Grün
dung im Jahre 1968 trotz zahlreicher 
Richtungskämpfe und Fraktionsbil
dungen die Parteiorganisation ge
strafft. Die Zahl ihrer Mitglieder, ge
genwärtig ca. 800 im Bundesgebiet, 
konnte sie aber nicht wesentlich er
höhen. Der KPD/ML ist es bei ihren 
Veranstaltungen jedoch wiederholt 
gelungen, ein Mehrfaches an Sym
pathisanten zu mobilisieren. In 
Schleswig-Holstein sind ca. 350 Mit
glieder und Sympathisanten in Orts
gruppen und Stützpunkten in Kiel, 
Lübeck, Neumünster, Schleswig, 
Flensburg und im Raum Dithmar¬ 
schen organisiert. Kiel bildet nach 
wie vor die Hochburg der KPD/ML im 
Lande. Bei den Mitgliedern handelt 
es sich überwiegend um Arbeiter und 
Angestellte. Aber auch Lehrer und 
Ärzte gehören der KPD/ML an. Säu
berungen in den eigenen Reihen 
führten 1976 vermehrt zu Parteiaus
schlüssen. 

Zentralorgan ist die Wochenzeitung 
»Roter Morgen«. 

In der Parteitätigkeit hat die Be

triebsarbeit Vorrang. In Schleswig-
Holstein sind 11 aktive Betriebs
gruppen der KPD/ML mit Schwer
punkten in Kiel bekannt. Sie geben 
mehr oder weniger regelmäßig Be
triebszeitungen heraus. 1976 wurden 
mehrere Betriebsratsmitglieder der 
KPD/ML aus Betrieben entlassen. An 
der Bundestagswahl beteiligte sich 
die Partei nicht, sondern rief in Flug¬ 
blättern, die in millionenfacher Auf
lage verteilt wurden, zum Wahlboy
kott auf. In einer ebenfalls in hoher 
Auflage verbreiteten Grundsatzer
klärung wurde »für ein vereintes, un
abhängiges sozialistisches Deutsch
land« geworben. 

Die KPD/ML versuchte auch 
1976, über Nebenorganisationen ih
ren politischen Einfluß zu erweitern. 

Die »Rote Garde« ist die Jugend
organisation der KPD/ML und arbei
tet unter deren Führung und Zielset
zung. Stützpunkte befinden sich in 
Kiel, Lübeck, Neumünster, Rends
burg und Schleswig mit zusammen 
rund 100 Mitgliedern. Ihre Arbeit un
ter Jugendlichen in Betrieben, Schu
len, Jugendzentren und in der Ge
werkschaft stagnierte. Die Roten 
Garden haben 1976 nur wenige selb
ständige Aktionen durchgeführt. Sie 
beteiligten sich in der Regel an Akti
vitäten der KPD/ML. Entsprechen
des gilt für die Kinderorganisation 
»Rote Pioniere«, die sich auch in 
Schleswig-Holstein im Aufbau be
findet. 

Als Sektion der Roten Garde ar
beitet der »Kommunistische Stu
dentenbund/Marxisten-Leninisten« 
an Hochschulen und Universitäten. 
Das Zentralorgan der Roten Garde, 
»Die Rote Garde« erscheint monat
lich als Beilage zum »Roten Mor
gen«. 

Die »Rote Hilfe Deutschlands« 
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ist in Schleswig-Holstein durch 
Ortsgruppen in Kiel, Lübeck und 
Neumünster vertreten. Sie vertrat in 
ihren Schriften (monatliches Publi
kationsorgan: «Rote Hilfe) die Politik 
der KPD/ML und beteiligte sich an 
deren Aktionen. Ihre Aufgabe sieht 
die Rote Hilfe u. a. darin, verurteilte 
oder inhaftierte Anhänger der 
KPD/ML und andere Revolutionäre 
aus dem In- und Ausland solidarisch 
zu unterstützen. Zu diesem Zweck 
führte sie Protestaktionen und 
Spendensammlungen durch. Bei 
Demonstrationen stellte sie der 
KPD/ML einen Sanitätstrupp zur 
Verfügung. 

Auch 1976 neigte die KPD/ML bei 
ihren Aktionen zur Gewaltanwen
dung. Sie zählte zu den militantesten 
kommunistischen Gruppen, die sich 
an den gewaltsamen Ausschreitun
gen während der Demonstration ge
gen den Bau des Kernkraftwerks 
Brokdorf am 13.11.1976 beteiligten. 

Der KPD/ML dürfte es auch künf
tig nicht gelingen, ihre Anhänger
schaft und ihre Aktivitäten im Lande 
wesentlich zu verstärken. Nach wie 
vor fordert sie ihre Anhänger auf, 
sich in der Öffentlichkeit zur Partei 
zu bekennen. Das legt die Vermu
tung nahe, daß sie die Entlassung ih
rer Mitglieder aus Betrieben, Ge
werkschaften und öffentlichem 
Dienst billigend in Kauf nimmt, um 
bedenkenlose Revolutionäre an sich 
zu binden. 

c 
Kommunistischer Bund West
deutschland (KBW) 

Der 1973 gegründete KBW ver
fügte 1976 über etwa 2300 Anhänger 
im Bundesgebiet. In Schleswig-Hol
stein sind etwa 380 Personen Mit
glied des KBW. Mehr als die Hälfte 

der Mitglieder im Lande (ca. 220) 
sind Studenten und gehören der so
genannten Massenorganisation der 
Roten Zellen an den Hochschulen 
des Landes an. Gegenwärtig ist der 
KBW in folgenden Städten des Lan
des vertreten: Kiel, Plön, Preetz, Lü
beck, Norderstedt, Quickborn/Eller
au, Elmshorn, Itzehoe, Heide, Hu
sum, Flensburg, Eckernförde, 
Rendsburg, Pinneberg und Neu
münster. Die Mitglieder sind in fast 
allen Bereichen des privaten und öf
fentlichen Lebens vertreten. Beson
ders hervorzuheben sind Lehrer, 
Anwälte und Ärzte, die dem Kommu
nistischen Bund Westdeutschland in 
überdurchschnittlich hoher Anzahl 
angehören. 

Zentralorgan ist die Wochenzei
tung »Kommunistische Volkszei
tung«. 

Der KBW führt seit seiner Grün
dung militante Aktionen durch. Die 
Zahl der Straftaten, die im Rahmen 
von KBW-initiierten Demonstratio
nen begangen wurden - etwa aus 
Anlaß von KVAG-Fahrpreiserhöhun-
gen-läßt sich kaum noch feststellen. 
Seit Jahren erfolgen Farbschmiere
reien und wildes Plakatieren aus den 
unterschiedlichsten Anlässen. Ins
besondere wurde die Reform des § 
218 StGB vom KBW genutzt, um eine 
breite Kampagne zu entfachen. Er 
führte auch wiederholt Straßen
sammlungen für revolutionäre Be
freiungsbewegungen in der Dritten 
Welt durch. Im Rahmen des Bundes
tagswahlkampfes war eine deutliche 
Zunahme gewalttätiger und gewalt
freier Aktivitäten (z. B. Nötigungen, 
Widerstand gegen die Staatsgewalt, 
Körperverletzungen, Störungen und 
Ordnungswidrigkeiten) zu verzeich
nen. 

Im Rahmen der Demonstrationen 
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in Brokdorf am 30. Oktober und am 
13. November 1976 wurde der KBW 
in der Militanz von der KPD, der 
KPD/ML und von sogenannten un
dogmatischen Gruppen übertroffen. 
Mit zwei Anschlägen auf Kieslast
züge versuchte der KBW jedoch, sich 
bei den KKW-Gegnern zu profilieren. 

Der KBW finanziert sich durch 
Spenden und prozentual gestaffelte 
hohe Beiträge. Anschaffungen grö
ßerer Art werden durch Umlagen f i
nanziert. So wurde kürzlich für den 
Ankauf einer Druckmaschine von je
dem Mitglied ein Sonderbeitrag in 
Höhe von 200,- DM erhoben. 

Auch in den nächsten Jahren wird 
es dem KBW nicht gelingen, bei 
Wahlen auch nur Scheinerfolge zu 
erringen (Bundestagswahl 1976: 
0,1 %). Gleichwoh I gebührt dem KBW 
größte Aufmerksamkeit, stellt er 
doch gegenwärtig unter den extre
mistischen Gruppierungen neben 
KPD und KPD/ML das größte Ge
waltpotential dar. Stärker jedoch als 
die Störung der öffentlichen Sicher
heit und Ordnung fällt die vom KBW 
forcierte Unterwanderung gesell
schaftlich relevanter Bereiche ins 
Gewicht. Es ist zur Zeit noch nicht 
auszumachen, welcher Bereich am 
stärksten von dieser Unterwande
rungstaktik betroffen ist. Es gibt aber 
Hinweise darauf, daß Lehrberufe ei
nen besonderen Rang einnehmen. 

Ähnliche Absichten wie der KBW 
verfolgt auch die »Gesellschaft zur 
Unterstützung der Volkskämpfe« 
(GUV), die auf der Grundlage des 
KBW-Programmes arbeitet und in 
der sich »die werktätige Intelligenz« 
zusammengeschlossen hat. Die Ge
sellschaft, der Juristen, Lehrer, Psy
chologen, Mediziner und Sozialar
beiter angehören, mißt der dezenten 
Überzeugungstätigkeit hohe Bedeu

tung bei. Es kann nicht ausgeschlos
sen werden, daß durch eine ständige 
Indoktrinationstätigkeit der GUV-
Mitglieder langfristig gefährliche 
Wirkungen erzielt werden. 

d 
Kommunistischer Bund (KB) 

Der 1971 gegründete »Kommuni
stische Bund« ist in Schleswig-Hol
stein bisher über ein Zirkelwesen 
nicht hinausgekommen. Die Zahl der 
im KB organisierten Mitglieder be
trägt etwa 250 (im Bundesgebiet ins
gesamt ca. 1100). Fast 50% der An
hänger, die meist jünger als 30 Jahre 
sind, verfügen über Hochschulreife 
bzw. -bildung. Etwa die Hälfte der 
Anhängerschaft kommt aus bürger
lichen Kreisen und entrichtet hohe 
Beiträge und Spenden. 
Zentralorgan ist die 14tägig erschei
nende Zeitung »Arbeiterkampf«. 

In Schleswig-Holstein sind Orts
gruppen in Kiel, Eutin, Lübeck, 
Flensburg und Kappeln aktiv. 

Während der KB im Jahre 1975 
durch zahlreiche Gewaltaktionen in 
Erscheinung getreten war, waren 
1976 nur vereinzelte Störaktionen, 
insbesondere zur Bundestagswahl, 
festzustellen. Außerdem betätigte 
sich der KB an militanten Aktionen 
auf dem Bauplatz des Kernkraft
werks in Brokdorf. 

Der »Kommunistische Bund« hat 
bisher nicht an Wahlen teilgenom
men und beabsichtigt dies auch für 
die nahe Zukunft nicht. 

Strukturelle Führungsschwä
chen und eine weitgehend konspira
tive Arbeitsweise der Funktionäre 
und Mitglieder werden auch weiter
hin eine wirkungsvolle politische Tä
tigkeit des KB erschweren. 
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Entwicklung linksextremistischer 
Bestrebungen an den Hochschulen 
und Schulen des Landes 

Hochschulen 
Insgesamt gesehen fanden die 

kommunistischen Studentengrup
pen 1976 weniger Resonanz als 1975. 
Sie betrieben zwar nach wie vor eine 
rege Agitations- und Propagandaar
beit mit Zeitungen, Flugblättern, Bü
chertischen und Schulungen, wobei 
Schwerpunkte die Kieler Hochschu
len waren, fanden jedoch nur gerin
gen Anklang. Die umworbenen Erst
semester zeigten wenig Neigung, 
sich linksextremistischen Gruppen 
anzuschließen. 

Spektakuläre Störaktionen mit 
Gewaltanwendung oder beachtens
werte Demonstrationen waren 1976 
nicht zu verzeichnen. Es gibt 
Anhaltspunkte dafür, daß die kom
munistischen Gruppen - insbeson
dere der Neuen Linken - ihre Haupt

anstrengungen der Basisarbeit in 
sogenannten Fachschafts- bzw. 
Wahlfachgruppen widmen, in der 
Hoffnung, so eine größere Massen
arbeit vorbereiten zu können. 

Von den rund 20 000 Studenten in 
Schleswig-Holstein gehörten ca. 300 
bis 400 (d.h.etwa 1,5% bis 2%) links
extremistischen Organisationen an. 
Die Zahl der Wähler kommunisti
scher Kandidaten bei Studentenpar
lamentswahlen betrug dagegen na
hezu das Zehnfache. Das macht er
neut deutlich, daß ein größerer Teil 
der Studentenschaft kommunisti
schen Ideen zugänglich ist, ohne 
selbst dafür offen und aktiv einzutre
ten. 

Der Einfluß der extremistischen 
Gruppen in den Allgemeinen Stu
dentenausschüssen ist 1976 gegen
über 1 975, wie die nachstehende Ta
belle ausweist, leicht zurückgegan
gen. 

Die Allgemeinen Studentenaus
schüsse an den Hochschulen des 
Landes waren wie folgt besetzt: 

Hochschule Politische Richtung des 
AStA 

1976 1975 

Universität Kiel 
Med. HS Lübeck 
PH Flensburg 
PH Kiel 
FH Flensburg 
FH Kiel 
FH Lübeck 
Musik-HS Lübeck 

Juso-Hochschulgruppe 
SHB-beeinflußt* 
Juso-Hochschulgruppe 
Rote Zellen Kiel/ML* 
Unabhängige 
Juso-Hochschulgruppe 
SHB-beeinflußt* 
Kein AStA 

Rote Zellen Kiel/ML* 
SHB-beeinflußt* 
Unabhängige 
Unabhängige/GEW 
Unabhängige 
Rote Zellen Kiel/ML* 
— 
Kein AStA 

'Kommunistische oder prokommunistisch geführte Organe. 
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Stand und Entwicklung der einzel
nen linksextremistischen Studen
tengruppen 

Moskauorintierte Linke 
Marxistischer Studentenbund 
(MSB) Spartakus 

Der MSB übte wie in den Vorjah
ren unter den Studenten trotz Unter
stützung durch die Mutterpartei 
(DKP) nur wenig Einfluß aus. In den 
Studentenparlamenten der Fach
hochschule Kiel und der Pädagogi
schen Hochschule Kiel konnte er ei
nige Sitze erringen. An den Hoch
schulen in Flensburg und Lübeck 
wurden keine Aktivitäten des MSB 
mehr beobachtet. 

DerMSBversuchte-teilweisemit 
Erfolg - punktuelle Aktionsbünd
nisse mit der Juso-Hochschulgruppe 
und dem Liberalen Hochschulver
band in Kiel herzustellen. Seine An
hängerzahl stagniert bei einer Zahl 
unter 100. 

Sozialistischer Hochschulbund 
(SHB) 

1974 waren die bestehenden 
SHB-Gruppen in Schleswig-Holstein 
geschlossen aus dem Bundesver
band ausgetreten und hatten sich in 
»Juso-Hochschulgruppen« umbe
nannt, da sie nicht mehr bereit wa
ren, den prokommunistischen Kurs 
des Bundesvorstandes mitzutragen. 

Seit Anfang 1976 wurden erneut 
Aktivitäten einer SHB-Gruppe in Lü
beck beobachtet, die sich im Laufe 
des Jahres konsolidierte und an der 
Fachhochschule sowie an der Medi
zinischen Hochschule Fuß fassen 
konnte. Ihre Mitgliederzahl ist zwar 
gering, jedoch bestimmen offenbar 
Anhänger und Sympathisanten die 
Politik der Organe der studentischen 
Selbstverwaltung an den genannten 
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Hochschulen. 

Neue Linke 
Rote Zellen Kiel/ML (RZ) 

Diese studentische »Massenor
ganisation« des Kommunistischen 
Bundes Westdeutschland (KBW) in 
Kiel ist mit ca. 200 Anhängern in 
Schleswig-Holstein die weitaus 
stärkste Kraft unter den linksextre
mistischen Studentengruppen ge
blieben. DerVerlust desAllgemeinen 
Studentenausschusses an der Uni
versität Anfang 1976 bedeutete eine 
starke Schwächung für die RZ. Sie 
hatten über ihn in den fünf vorange
gangenen Jahren die kommunisti
sche Politik unter den schleswig
holsteinischen Studenten maßgeb
lich angeleitet und durch zur Verfü
gung stehende Studentenschafts
beiträge mitfinanziert. 

Eine nach der Abwahl relativ 
schnelle Umorientierung führte je
doch zur Einrichtung eines eigenen 
Büros und zu einer Verstärkung der 
Öffentlichkeitsarbeit u. a. durch häu
figere Herausgabe des Zentralor
gans »Kommunistische Studenten
zeitung«. Darüber hinaus engagier
ten sich die Anhängerder RZ intensi
ver in der Basisarbeit. 

Die RZ verfügten über eine be
achtliche Anzahl an Sitzen in den 
studentischen Selbstverwaltungs
gremien aller drei Kieler Hochschu
len. An der Pädagogischen Hoch
schule Kiel stellten sie einen Minder-
heiten-AStA, der sich jedoch seit 
dem Spätsommer als arbeitsunfähig 
erwies. 

Kommunistischer Studentenver
band (KSV) 

Der KSV ist die Studentenorgani
sation der maoistischen KPD. Der 
KSV ist in Kiel und Lübeck in Er-



scheinung getreten. Seine Aktivitä
ten waren gering. 

Kommunistischer Studenten
bund/Marxisten-Leninisten 

(KSB/ML) 
Der KSB/ML ist die Studenten

sektion der Roten Garde, der Ju
gendorganisation der KPD/ML Er 
entfaltete mäßige Aktivitäten an allen 
drei Kieler Hochschulen, fand aber 
keinen Anklang in der Studenten
schaft. Im Studentenparlament der 
Pädagogischen Hochschule Kiel war 
er mit drei Kandidaten vertreten. 

Studenten im Kommunistischen 
Bund 

Diese Gruppe hat im Berichtsjahr 
verstärkt von sich hören lassen. 
Funktionärsgruppen arbeiteten in al
len drei Hochschulorten (Flensburg, 
Kiel, Lübeck). 

Bemerkenswert war die Auswei
tung der Agitations- und Propagan
daarbeit insbesondere an der Uni
versität Kiel und der Pädagogischen 
Hochschule Flensburg sowie eine 
vermehrte Aktivität in den Fach
schaftsgruppen an der Universität. 

Den größten Erfolg verbuchten 
die KB-Studenten zur letzten Jah
reswende bei der Studentenparla
mentswahl an der Pädagogischen 
Hochschule Flensburg, wo ein von 
ihnen maßgeblich beeinflußtes 
Wahlbündnis (»Liste Demokrati
scher Kampf« - LDK) 9 von 24 Sitzen 
gewinnen konnte. 

Sonstige Gruppen 
Die »Fachschaftsinitiative« und 

das »Sozialistische Büro« sind an 
der Universität Kiel durch die Her
ausgabe einiger Flugblätter be
kanntgeworden. Sie haben versucht, 
Basisarbeit in den Fachschaftsgrup

pen in Zusammenarbeit mit den 
KB-Studenten zu betreiben. Der Ein
fluß dieser Gruppen ist zur Zeit noch 
ohne Bedeutung. 

b 
Schulen 

Die kommunistischen Kern- und 
Jugendorganisationen sowohl der 
moskauhörigen Linken als auch der 
Neuen Linken haben auch im Be
richtsjahr mit wenig Erfolg versucht, 
Schüler für ihre Politik zu gewinnen. 
Kommunistisches Propagandamate
rial wurde insbesondere vor Berufs
schulen und Gymnasien der größe
ren Städte des Landes verteilt. 

Vereinzelt gelang es linksextre
mistischen Kandidaten, in Gremien 
der Schülervertretungen gewählt zu 
werden. 





Rechtsextremismus 



1 
Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands (NPD) 

Die NPD ist nach wie vor die 
größte rechtsextremistische Organi
sation in der Bundesrepublik 
Deutschland. Sie erkennt zwar in ih
rem Parteiprogramm die freiheit
lich-demokratische Grundordnung 
an, jedoch gibt es Anhaltspunkte da
für, daß ihre Zielvorstellungen mit 
der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung nicht vereinbar sind. 
In der Agitation gegen Erscheinun
gen der »Verfassungswirklichkeit« 
stellt die NPD immerwiederdie Prin
zipien des parlamentarischen Staa
tes in Frage. Sie entwickelt vielfach 
kollektivistische Vorstellungen und 
lehnt die pluralistische Gesell
schaftsordnung ab. Daraus ergibt 
sich das Selbstverständnis der NPD 
als »Alternative zu der derzeitigen l i
beral ist isch-kapital ist ischen Ord
nung des Westens und der marxi
stisch-kommunistischen Ordnung 
des Ostens« (so das monatlich er
scheinende Zentralorgan »Deutsche 
Stimme« Nr. 12/1976). 

Bei der Bundestagswahl 1976 er
hielt die NPD nur noch 0,3% der 
Stimmen. (1969: 4,3%, 1972: 0,6%.) 
Sie hatte mit 0,5% der Stimmen ge
rechnet. Damit wurde sie auf den 
Kern ihrer überzeugten Anhänger 
reduziert. 

Die Mitgliederentwicklung der 
NPD war auch 1976 im ganzen Bun
desgebiet rückläufig. Sie ging von 
ca. 11.000 (1975) auf ca. 10.000 im 
Jahre 1976 zurück. Dem Landesver
band Schleswig-Holstein dürften 
1976 noch etwa 700 Mitglieder ange
hört haben. Hier sind nur noch we
nige Kreisverbände funktionsfähig. 

Die Inaktivität der Partei ist u. a. 
eine Folge der ungünstigen Finanz
lage. Die Bundes-NPD hat ca. 1,5 

Mio. DM Schulden. Dabei handelt es 
sich hauptsächlich um Vorschüsse 
zur Finanzierung von Bundes- und 
Landtagswahlkämpfen. Der Landes
verband Schleswig-Holstein ist mit 
ca. 100 000 DM an das Land ver
schuldet. 

Auch 1976 erschöpfte sich das 
Parteileben in wenigen, zumeist von 
den Mitgliedern der NPD-Jugendor
ganisation »Junge Nationaldemo
kraten« (JN) getragenen Aktionen, so 
z. B. am 17. Juni ein Deutschlandtref
fen in Bonn und Anfang August ein 
vom Landesverband Hamburg ver-
anstalteter »Kongreß der nationalen 
Kräfte«. Bei der Veranstaltung in 
Hamburg kam es zu Zusammenstö
ßen mit Linksextremisten. 
Im Mittelpunkt der Parteiarbeit stand 
der Wahlkampf. Die Parteipresse 
(»Deutsche Stimme«) hatte bereits 
Monate vorher auf die nach Meinung 
der NPD »schicksalhafte Wahlent
scheidung« vorbereitet. Die NPD 
wurde als »moderne Rechtspartei« 
bezeichnet, die gegen »Filzokratie 
und Funktionärsparlament« anzutre
ten habe (»Deutsche Stimme«). Die 
NPD sei die glaubwürdige Alternative 
gegen die staatszerstörende Schein
konfrontation der Bonner Blöcke«. 
Diese Konfrontation sei »geheuchelt 
und Betrug am Wähler«. 
Nach den Bundestagswahlen im Ok
tober 1976 stand fest, daß die Partei 
ihr Wählerreservoir bis auf einen 
kleinen Rest verloren hat. Ihr fehlen 
sowohl ein ansprechendes politi
sches Alternativprogramm wie auch 
geeignete Führungspersönlichkei
ten. Der NPD kann kaum noch politi
sche Bedeutung zugebilligt werden. 
Sie muß in Zukunft noch stärker als 
bisher damit rechnen, daß sie aus
einanderbricht. Es gibt Anhalts
punkte für ein tiefes Zerwürfnis im 
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Aus der 
NPD-Monatszeitung 
„Deutsche Stimme" 

Dreißig Jahre Bonner Politik haben die Teilung 
Deutschlands nicht überwunden, sondern fest
geschrieben. Sie haben die Zukunft nicht siche
rer gemacht, sondern ließen uns zu einem ster
benden Volk werden. Sterbende aber haben 
keine Zukunft! 

Daher: 

Protest gegen 
das Bonner Parteienkartell 
Daher: 

Politik für Deutschland! 

Vorwärts! 
... im Kampf um die 

Neuschaffung des Reiches. 

NATIONALDEMOKRATISCHE ZEITUNG 

Et führt kein Weg an uns vorbei -

Deutschland braucht ft 

die starke Rechtspartei. 

Ab sofort heißt die 
Lösung: 

Nationaldemokratie ist mehr 
als die zufällige Zusammen
setzung der beiden Worte 
„National" und „Demokratie". 

Nationaldemokratie ist die 
Antwort auf Kommunismus 
und Imperialismus. National
demokratie ist die Alternative 
zu der derzeitigen liberali-
stisch-kapitalistischen Ord
nung des Westens und der 
marxistisch-kommunistischen 
Ordnung des Ostens. 

Ohne diese in die Zu
kunft weisende Idee der 
Nationaldemokratie geht 
Europa Insgesamt, ein
schließlich der Bun
desrepublik Deutsch
land, an seiner inneren 
Unaufrichtigkeit, Un
ehrlichkeit, Verlogen
heit und Dekadenz zu-

GERECHTIGKEIT 
es gilt für jeden, die National
demokratie als Erneuerungs
bewegung für die Völker Eu
ropas und für Deutschland 
insbesondere durchzusetzen. 
Hierauf haben sich Parteior
ganisation und Par te ipropa
ganda einzustellen; gleiches gilt 
auch für sämtliche Mitglieder 
und Anhänger. Dies bedeutet 
den andauernden Wahlkampf 
zur Durchsetzung der Natio
naldemokratie. 

gründe. Wir National
demokraten aber 
kämpfen für die Zu
kunft und müssen des
halb das in den Unter
gang führende Bank
rottsystem von heute 
durch eine bessere Po
litik ersetzen. 

DEUTSCHE 
Protest 
gegen 
Bonn 

Klar doch: NPD 



2 3/4 
Parteivorstand und eine pessimisti
sche Beurteilung der Parteisituation 
durch führende Funktionäre. 

Junge Nationaldemokraten (JN) -
Jugendorganisation der NPD 

Die Organisation »Junge Natio
naldemokraten« (JN) wurde 1969 
gegründet. In Schleswig-Holstein 
waren Ansätze bereits 1967 erkenn
bar. Der Aufbau vollzog sich hier sehr 
zögernd, weil es immer wieder Mei
nungsverschiedenheiten mit der 
NPD über politische Grundsatzfra
gen gab. Die JN waren stets bestrebt, 
ein Eigenleben zu entwickeln, wäh
rend der NPD-Landesvorstand auf 
Integrierung in die Partei bestand. 

Auch 1976 war das Verhältnis 
zwischen beiden Organisationen ge
trübt. Landesvorsitzender der JN ist 
Jobit STOLP, Stolpe. 

Die JN veranstalteten eine Reihe 
von »Aktionstagen«, die hauptsäch
lich der Wahlwerbung für die NPD 
dienten. Dabei kam es in Kiel zu tätli
chen Auseinandersetzungen mit An
hängern der KPD/ML. 

Unter der Bezeichnung »Ak
tionsgemeinschaft 13. August« 
führte die JN eine Demonstration an 
der Demarkationslinie bei Lübeck 
durch, an der ca. 60 Personen teil
nahmen. Die Veranstaltung verlief 
ohne Störungen. 

Ein Mitglied des Landesverban
des Schleswig-Holstein der JN eröff
nete in Kiel einen »nationalen Buch
laden« unter der Bezeichnung 
»Sturmwind«. Die junge Generation 
soll damit nach den Vorstellungen 
der JN in die Lage versetzt werden, 
nationale Publikationen, Bücher, 
Schallplatten und Plakate zu erwer
ben. 

Die JN sind bei aller Distanz zur 
Mutterpartei dieser dennoch poli

tisch verbunden und stellen den Kern 
aktiver Parteianhänger dar. 

Wiking-Jugend (WJ) 
Die der NPD nahestehende Wi

king-Jugend, die junge Menschen 
»zu Härte und Ausdauer und zum 
Volkstums- und Reichsgedanken« 
erziehen will, führt seit Jahren Ju
gendlager durch. Auch 1976fandein 
solches Sommerlager in der Eifel 
statt, an dem Mitglieder aus Schles
wig-Holstein teilnahmen. Das Lager 
wurde der Öffentlichkeit dadurch 
bekannt, daß WJ-Mitglieder Fern
sehberichterstatter tätlich angriffen. 
Gegen mehrere WJ-Mitglieder-dar
unter auch ein schleswig-holsteini
sches-wurde Strafanzeige erstattet. 
Die in den Lagern praktizierte para
militärische Ausbildung und das Ab
singen nationalsozialistischer Lieder 
wurden wiederholt auch in der aus
ländischen Presse behandelt. 

Der »Gau Nord« der Wiking-Ju
gend mit ca. 30 Mitgliedern wird von 
dem Vorsitzenden des NPD-Kreis
verbandes Schleswig, Uwe ROH-
WER, Dörpstedt, geführt. ROHWERs 
Haus brannte im Oktober bis auf die 
Grundmauern nieder. Nach seiner 
Darstellung handelte es sich um 
Brandstiftung durch KP-Mitglieder. 
Er wurde im rechtsextremen Lager 
als Märtyrer gefeiert und erhielt zahl
reiche Spenden und Auszeichnun
gen, so z. B. den von der Deutschen 
Volksunion gestifteten »Ehrenpreis 
für politisch Verfolgte«. 

Bei der WJ handelt es sich um 
eine mitgliederschwache Splitter
gruppe, die national-romantischem 
Gedankengut anhängt und hin und 
wieder durch Einzelaktionen an die 
Öffentlichkeit tritt. 
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Wilhelm Christiansen 

® emokatie - tin Aberglaube 
Unser Demokratieverständnis ist falsch 

Die ganze Fragwürdigkeit der parlamentarischen Demo
kratie wird klar, wenn man sie mit ihren kleinen Verwand
ten, den Glücksspielen vergleicht, z. B. mit Toto und Lotto. 
Diese Spiele haben nur eine endliche Zahl von Kombina
tionsmöglichkeiten, so daß regelmäßig wenige Spieler zufäl
lig die richtige Lösung finden, während die Mehrheit regel
mäßig falsch tippt. In der parlamentarischen Demokratie, 
mit ihrer unendlichen Fülle politischer Kombinations- und 
Entwicklungsmöglichkeiten, ist dagegen dieWahrschein-
lichkeit,'bei den ÜblichenWahlen die für alle richtige Lösung 
zu finden gleich null, d.h., alle gefundenen Lösungen sind 
mehr oder weniger falsch. Obwohl nun bei den Glücksspie
len die falsch tippende Mehrheit der Spieler als Verlierer 
ausscheidet, wird bei den politischen Wahlen mit den doch 
gleichartigen Schwierigkeiten, die Meinung der Wähler
mehrheit nach den Spielregeln der parlamentarischen De
mokratie, als Wille des Volkes zur Grundlage der Regie
rungsarbeit erhoben. Eine vernünftige Begründung für die 
Höherbewertung der Mehrheitsmeinung gibt es nicht. Die 
Meinung der Minderheit oder gar die eines einzelnen dürfte 
in der Regel richtiger sein, wie bei Toto und Lotto. 

DIE 
AUSCHWITZ

LÜGE 

Ein Erlebnisbericht von 
Thies Christophersen 

„Der größte Verbrecher 

VORWORT DES HERAUSGEBERS 

Liebe Freunde ! 

Zwirnul verlor unser Volk einen Krieg, und zweimal sciienkie man uns ..zum Lohn" 

oder zum Mann eine „Demokratie". Wir sind beflissen bereit, einer wirklichen Demo

kratie zu dienen. 

Icn aber sage es laut und deutlich, ohne mich dessen zu schämen: Ich bin kein Demo

krat, wenn das „Demokratie"sein soll, was wir naai dem Kriege erlebten ! 

Wer diese Schrift aufmerksam liest und begreift, der wird zu der gleichen Erkennt

nis kommen. Dieser Staat ist böse, weil er dem Unrecht dient. 

Martin Voigt sagt, was wir alle schon langst gefühlt und wohl auch gewußt 

haben: DIE VERiASSVSi.SFElNÜE SITZEN IN BONN ! 



Neonazistische Gruppen 
Neonazistische Aktivitäten klei

ner Gruppen und von Einzelperso
nen haben in den letzten Jahren zu
genommen. Sie fanden auch 1976 
größere Aufmerksamkeit in der Öf
fentlichkeit. Bekannt sind u. a. die 
»Deutsche Bürgerinitiative« (DBI) 
des Manfred ROEDER, Bensheim 
und die 
»Bürger- und Bauerninitiative« 
(BBI) des Thies CHRISTOPHERSEN, 
Kälberhagen (Krs. Schleswig). 

ROEDER ist in der Öffentlichkeit 
durch verschiedene hetzerische Auf
rufe bekannt geworden. Er lehnt die 
Demokratie total ab. In Schriften und 
Vorträgen wird die Bundesrepublik 
Deutschland als »Lumpenstaat«, 
»Freimaurer- und Judenrepublik«, 
»Lügengebilde« und als »Drecksre
publik« bezeichnet. 

In Schleswig-Holstein ist beson
ders Thies CHRISTOPHERSEN, Käl
berhagen, in Erscheinung getreten. 
In seinem »Kritik-Verlag« und in den 
Heften »Die Bauernschaft« vertritt er 
ähnliche Auffassungen wie ROE
DER. CHRISTOPHERSEN ist Verfas
ser der Schriften »Die Auschwitz-
Lüge« und »Der Auschwitz-Betrug«. 
Bezeichnend ist die Schrift »Staats
feinde und andere Deutsche« von 
Martin VOIGT, zu der CHRISTO
PHERSEN bemerkt: »Die Staats
feindesitzen in Bonn, dieser Staat ist 
böse, weil er dem Unrecht dient.« 

Der Leserkreis CHRISTOPHER-
SENswird auf ca. 1000 Personen ge
schätzt, wovon etwa 10% in Schles
wig-Holstein leben. 

Wegen mehrerer Veröffentli
chungen liefen Ermittlungsverfahren 
gegen CHRISTOPHERSEN. Einige 
Broschüren wurden beschlagnahmt, 
so die in seinem Verlag erschienene 

Schrift »Der größte Verbrecher aller 
Zeiten?«, in der u. a. die These vertre
ten wird, das »Weltjudentum« habe 
Hitler finanziert, um Deutschland in 
den 2. Weltkrieg zu »manövrieren«. 
Die Schrift enthält nationalistische, 
rassistische und antisemitische Ten
denzen. Als Blickfang auf der Titel
seite erscheint das Bild Hitlers, der 
als »Führer« verherrlicht und dessen 
politische Taten gerechtfertigt wer
den. Hitler habe nie Kriegsabsichten 
geäußert. In einem Vorwort erklärt 
CHRISTOPHERSEN als Herausge
ber: »Böse Absichten sollte man 
nicht Hitler, sondern seinen angebli
chen Geldgebern anlasten.« 

CHRISTOPHERSEN und ROE
DER arbeiten eng zusammen. 
Mehrmals jährlich veranstalteten sie 
Treffen von Gesinnungsfreunden. Zu 
einer über die schleswig-holsteini
sche Landesgrenze hinaus bekannt 
gewordenen Veranstaltung wurde 
der »Reichstag zu Flensburg« am 
23. Mai 1975. Wegen der dabei ver
breiteten NS-Propagandamittel und 
Verunglimpfung des Staates wurde 
CHRISTOPHERSEN im Dezember 
1976 zu einer Geldstrafe von 1500 
DM verurteilt. Den Prozeß nutzte er, 
um für seine Zeitschrift »Bauern
schaft« zu werben. In diesem Blatt 
schrieb er u. a.: »Verbote, Verfol
gung und Beschlagnahmung von 
Druckschriften werden uns nur stär
ker machen, weil das nur Werbung 
für uns ist. ... Ich schäme mich noch 
immer, keine Vorstrafe wegen mei
ner Gesinnung aufweisen zu kön
nen.« 

ROEDER und CHRISTOPHER
SEN bemühen sich um Kontakte zu 
ausländischen Gesinnungsgenos
sen. 

Eine »NSDAP-Auslandsorganisa
tion« wird von dem 23jährigen 
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Neonazistische Parolen 

NS KÄMPFRUF 
KAMPFSCHRIFT DER NATIONALSOZIALISTISCHEN 

DEUTSCHEN ARBEITERPARTEI - AUSLANDSORGANISATION 

JAHRGANG 4 - NUMMER 19 HERBST 1976 Ï88S 

NSDAP-AO OFFIZIER LAUCK 
Nach ühex (im-monatiger U-Haft 

noch keine Anklageschrift! 

i • im* nul titxT Keile in. Am 10. 
N.ivvmtuT S9'"4 hiiü Cef hard Lauck in 
llai\ihusgtint' Reue mm Ih rma: „Warum 
wir Amerikaaer noch Adult Hitler 
»•tîvhiï.ii " i.iie Rfdfj, lu- zu Si.KLäj'j'.t'iSofi 
in û<:i\ H.imhijiffi'r /.iiusmäi n fiihrrc, mut* 

gEpäfit 

lfEBU ETETI So sieht die „Demokratie 
Wirkiiclikcit aus! 

Past uher S"*-i'i Wochen lisi t u ü j - ^ : 
BedautrtUch wie du [••'-•ii-.hjm m-.h *;!<, 
so sia<J wit >î«c!) fr .h berichten zu 
korken, stats dic-x Mt 'H r -'îii.- Fot^ <••>•« 
Verrat in uu.er"n Riüien war. £5 war 
Eiben ein Mii .sr - , ' ! ,a . v;« *-.-,].: 
Ai i ' i ' .^ riskksi'iî iliub.î'.i wai r-itl's ik'*.^ 

wwußt, denn w h,it ubu d;t Rt-.U -mti Ausweisung standen 

Emisse auch aber die Set!» 
wMca haï, über Laucfis 
weig! sic âch au-. Bi-tit-isd* 

Kauf nicht 
beiden 
Juden! 

Rotfront 
verrecke!! 

* 

TROTZ VERBOT 
RICHT TOT! 

KOMMUNISMUS 
WEKKZEUB DER JUDEN 
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Deutschamerikaner Gary Rex 
LAUCK aus Lincoln/Nebraska gelei
tet. LAUCK versendet vierteljährlich 
das Publikationsorgan »NS-Kampf-
ruf« sowie sonstiges Propaganda
material fürAnhänger in der Bundes
republik. Das Landgericht Koblenz 
verurteilte ihn wegen Volksverhet
zung und Verbreitens nazistischer 
Propagandamittel zu 6 Monaten 
Freiheitsentzug mit Bewährung. L. 
hatte 20 000 Aufkleber »NS-Verbot 
aufheben« und »Kauft nicht bei Ju
den« mitgeführt. 

In Schleswig-Holstein befinden 
sich einige wenige Anhänger 
LAUCKs, die in mehreren Orten 
durch Klebeaktionen in Erscheinung 
traten. 

Gegenwärtig ist eine Gefährdung 
der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung oder der Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland 
durch neonazistische Gruppen nicht 
gegeben. Auch für die nähere Zu
kunft zeichnen sich solche Gefahren 
nicht ab. Ein wichtiger Aspekt ist 
aber die Wirkung dieser teilweise of
fen auftretenden Gruppen im Aus
land. Eine Schädigung des deut
schen Ansehens und der deutschen 
Politik kann nicht ausgeschlossen 
werden. Unter diesem Gesichtspunkt 
kommt der sorgfältigen Beobach
tung und gegebenenfalls strafrecht
lichen Verfolgung solcher Tätigkei
ten großes Gewicht zu. 
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Aktivitäten politi
scher Extremisten 
und ihre Einfluß
nahme auf den 
Widerstand gegen 
den Bau des Kern
kraftwerks (KKW) 
in Brokdorf 



Vorab ist festzustellen, daß Bür
gerinitiativen keine Beobachtungs
objekte des Verfassungsschutzes 
sind. 

Die nachfolgend skizzierten Er
kenntnisse sind durch die auftrags
gemäße Beobachtung verfassungs
feindlicher Organisationen gewon
nen worden. Die Ziele der Extremi
sten im Zusammenhang mit der 
Kampagne gegen das KKW Brokdorf 
können jedoch nicht dargestellt 
werden, ohne den großen Rahmen 
gemäßigter KKW-Gegner mit anzu
sprechen. Wegen der Aktualität wird 
die Beteiligung von Extremisten an 
der Kampagne gegen das KKW-
Brokdorf über den 31. 12. 1976 bis 
zum 19. 2. 1977 aufgezeigt, da mit 
den Demonstrationen vom 19. 2. 
1977 ein gewisser vorläufiger Klä
rungsprozeß erreicht scheint. 

Entwicklung bis zum Baubeginn am 
26. Oktober 1976 

a 
Bürgerliche und extremistische 
KKW-Gegner 

Bereits um die Jahreswende 
1973/1974 wurde im norddeutschen 
Raum eine Bürgerinitiative unter der 
Bezeichnung »Bürgerinitiative Um
weltschutz Unterelbe« (BUU) mit der 
Zielsetzung gegründet, das in Brok
dorf an der Unterelbe geplante Kern
kraftwerk zu verhindern. Zu den In
itiatoren gehörten außer Bauern aus 
der Umgebung und Hamburger Bür
gern, die einen Sommer- oder 
Zweitwohnsitz in der dortigen Ge
gend haben, bezeichnenderweise 
auch Angehörige des verfassungs
feindlichen Kommunistischen Bun
des Westdeutschland (KBW). 

Mittlerweile gibt es in Schles
wig-Holstein rund 80 bekannte Bür

gerinitiativen. In etwa 20 von ihnen 
arbeiten Extremisten mit. Die Mehr
zahl der Bürgerinitiativen ist in soge
nannten Regionalkonferenzen, näm
lich Ostküsten-, Westküsten- und 
Marschenkonferenz zusammenge
faßt. Hinzu kommt die Regionalkon
ferenz Hamburg mit mehr als 20 wei
teren Bürgerinitiativen. 

Die BUU ist Mitglied im »Landes
verband Umweltschutz Schleswig-
Holstein e.V.« (USH). 

Die Mehrzahl der in der BUU or
ganisierten KKW-Gegner ist nicht 
politisch extremistisch motiviert. Je
doch nahmen spätestens ab Mitte 
1975 regelmäßig KBW-Mitglieder an 
den Veranstaltungen der BUU teil. 
Die Agitation weitete sich im Laufe 
der Jahre 1975 und 1976 über die 
Grenzen des Landes Schleswig-Hol
stein hinaus. Im Jahre 1976 traten in 
Schleswig-Holstein und Hamburg 
KBW, GUV, KPD, KSV und DKP durch 
eigene Flugblätter mit klassenkämp
ferischen Parolen an die Öffentlich
keit. Der KBW hatte bereits im Mai 
1975 in der Hamburger Ortsbeilage 
der »Kommunistischen Volkszei
tung«, geschrieben: 
»Verhindern, das ist unser Ziel. 
Wenn's sein muß, geht es wie in 
Wyhl«. Ab September 1975 häuften 
sich die Hinweise, daß sich auch die 
BUU mit Besetzungsabsichten be
faßte. Einem im Oktober 1975 zur 
Planung und Organisation der Bau
platzbesetzung gebildeten Ausschuß 
gehörten zur Hälfte Extremisten an. 
Zu einer der vordringlichsten Aufga
ben dieses Besetzungsausschusses 
gehörte die Erstellung einer Liste 
über Material, das für eine längere 
Besetzungszeit benötigt wurde, wie 
z. B. Werkzeuge, Verpflegung, 
Wohnwagen, Latrinen, Stromerzeu
ger. Im Oktober 1975 lagen Flug-

36 



blattentwürfe »Atomalarm - Alle auf 
den Bauplatz nach Brokdorf. Der 
Bauplatz ist besetzt« vor. Für ortsun
kundige Bauplatzbesetzer waren 
Lagepläne angefertigt worden. Im 
Dezember 1975 wurde eine - auch 
von der BUU unterstützte - Erklä
rung »Bürger besetzen den Bau
platz, weil Rechtsmittel den Baube
ginn nicht verhindern können« ver
teilt. 

Der überraschend unter Polizei
schutz vollzogene Baubeginn zwang 
die KKW-Gegner zu einer anderen 
Besetzungstaktik, da sie bis zum 
Baubeginn davon ausgegangen wa
ren, vor der Polizei auf dem Bauge
lände zu sein. Nach Abriegelung des 
Geländes wurden statt Wohnwagen 
und Traktoren nunmehr Wurfanker, 
Bolzenschneider und Drahtscheren 
benötigt. Es traten jetzt alle größeren 
extremistischen Organisationen of
fen durch Flugblätter und Veranstal
tungen gegen den Bau des KKW 
Brokdorf ein und riefen zum Wider
stand in nahezu der gesamten Bun
desrepublik Deutschland auf. 

Zu diesem Zeitpunkt war eine 
klare Trennung gemäßigter und mili
tanter bzw. extremistischer Kern
kraftgegner nicht mehr möglich. Ex
tremisten aller Schattierungen such
ten die Ziele der Bürgerinitiativen für 
die eigenen Zwecke zu nutzen und 
dem freiheitlich-demokratischen 
Staat zu schaden. 

b 
Verhalten von Extremisten gegen
über Bürgerinitiativen 

Die DKP hält nach einem Beitrag 
in ihrem Zentralorgan »Unsere Zeit« 
Bürgerinitiativen für eine Form des 
Klassenkampfes. Für sie ist die Mit
arbeit in Bürgerinitiativen, zu der sie 
sich in einer Presseerklärung öffent

lich bekannt hat, ein taktisches Mittel 
im Rahmen ihrer Aktionseinheit-, 
Bündnis- und Volksfrontpolitik. 

Im Gegensatz zur Alten Linken 
betrachten die maoistischen Grup
pierungen der KPD, KPD/ML, KBW 
und KB Bürgerinitiativen nicht als 
Mittel der Bündnispolitik, sondern 
als Kampfinitiativen zur Schaffung 
einer revolutionären Situation. Ent
weder gründen sie solche Kampf
initiativen selbst oder versuchen, in
filtrierte Bürgerinitiativen in solche 
Kampfinitiativen umzuformen. 

So führte beispielsweise der Vor
sitzende der KPD/ML zum Abschluß 
des III. Parteitages Anfang 1977 aus, 
es sei notwendig, daß alle Genossen 
in der Regel Mitglied einer(nicht par
teieigenen) Massenorganisation 
seien und dort aktiv und unter Kon
trolle der Partei arbeiteten. Ernannte 
als eine solche »Massenorganisa
tion« ausdrücklich die Bürgerinitia
tiven. Zur Kampftaktik sagte er, die 
Partei müsse dort angreifen, wo der 
Feind schwach sei, und dort sich zu
rückziehen, wo er überlegen sei. Dies 
gelte auch fürdie Arbeit der Partei in 
den Bürgerinitiativen. 

c 
Verhalten von Bürgerinitiativen ge
genüber Extremisten 

Die Bürgerinitiativen verhalten 
sich - soweit bekanntgeworden -
gegenüber den in den eigenen Rei
hen erkannten Kommunisten unter
schiedlich. Während teilweise der 
Ausschluß gefordert bzw. die Mitar
beit aufgekündigt wurde, stellte bei
spielsweise der Vorsitzende des 
Landesumweltschutzverbandes in 
Schleswig-Holstein noch Ende letz
ten Jahres öffentlich fest, in den Bür
gerinitiativen sei jeder willkommen, 
der unpolitisch mitarbeiten wolle. 
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Später hat sich der Verband von den 
militanten Kräften der Neuen Linken 
distanziert, nicht aber von der DKP, 
die auf zentrale Weisung sich in die 
Bürgerinitiativen integriert und dort 
weitgehend unerkannt mitarbeitet. 

Beteiligung von Linksextremisten 
an den Demonstrationen vom 
30. Oktober und 13. November 1976 

a 
Zahlen und Aktivitäten 

Während der Demonstration am 
30.10.1976 gelang einer Anzahl von 
Personen vorübergehend die Beset
zung des Platzes. Maßgeblich betei
ligt waren Mitglieder von KPD und 
KPD/ML, aber auch einige des KBW. 
Auf dem Platz kam es zu Solida
ritätsbekundungen von bürgerlichen 
KKW-Gegnern mit Extremisten. Es 
wurden aber auch Extremisten von 
Bürgerlichen geschmäht, wenn sie 
von einer Besetzung abgeraten hat
ten. 

Unter den etwa 20 000 Teilneh
mern an der Demonstration am 13. 
11. 1976 befanden sich zwischen 
4000 und 5000 Extremisten. Davon 
stammte eine festgestellte Zahl von 
rund 3000 Extremisten allein aus den 
Ländern Schleswig-Holstein, Ham
burg und Bremen, und zwar aus den 
Organisationen von KPD, KBW, KB, 
KPD/ML, DKP, SDAJ, MSB und aus 
der Anarchoszene. 

b 
Bewertung der Demonstrationen 
durch die Extremisten 

Die extremistischen Demonstran
ten nahmen die Erfahrung mit nach 
Hause, daß es erstmals gelungen 
war, sich in die Front von 20 000 De
monstranten einzureihen und auf 
diesem massen-psychologischen 

Nährboden Staat und Polizei eine er
folgreiche Schlacht geliefert zu ha
ben. Sie berichteten später auf ihren 
Treffen und in Flugblättern voll Be
geisterung und Stolz über ihren 
Kampf in vorderster Front und gaben 
ihrer Freude über die Verletzung von 
Polizeibeamten und die Zerstörung 
von Sachen offen Ausdruck. Als Hö
hepunkt wurde vollerStolz berichtet, 
2 Polizeibeamte hätten um ihr Leben 
kämpfen müssen. »Söldner«, »Bul
len« oder »Schweine« gehörten zum 
gängigen Vokabular extremistischer 
Berichterstatter. 

Beteiligung von Extremisten an der 
Demonstration vom 19. Februar 
1977 

Nach der mißlungenen Bauplatz
besetzung vom 13. November 1976 
fanden in extremistischen Kreisen 
ausführliche Diskussionen und Ana
lysen statt. Als Ergebnis formulierte 
man in Bremen, Hamburg und 
Schleswig-Holstein neue Strategien 
und gab schriftliche Anweisungen 
über das taktische Vorgehen gegen 
Bauplatz und Polizei für den 19. 2. 
1977 bekannt. Gleichzeitig aber 
wurde offenbar, daß sich die Anti-
kernkraftbewegung in einen militan
ten Teil um die Neue Linke und einen 
gemäßigten Teil um bürgerliche 
KKW-Gegner, denen sich auch die 
DKP zugesellte, gespalten hatte. Der 
KPD-Funktionär Jens SCHEER, sus
pendierter Professor aus Bremen, 
reiste durch die Bundesrepublik 
Deutschland und warb für die ge
waltsame Besetzung in Brokdorf. 
Auch extremistische Organisationen 
riefen in Flugblättern und Zeitungen 
unverblümt zur gewaltsamen Beset
zung des Baugeländes auf. Daran 
änderte auch eine Entscheidung des 
schleswig-holsteinischen Verwal-
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Brokdorf, 13. 11. 1976 
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Brokdorf, 13. 11. 1976 
Ausrüstungsgegenstände 
von Demonstranten 
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tungsgerichts vom 9. Februar 1977 
nichts, in der der vorläufige Bau
stopp aufrechterhalten wurde. Nach 
Aussage der Extremisten kommt den 
»Akten bürgerlicher Klassenjustiz« 
keine Bedeutung zu. Der »Kommuni
stische Bund« veröffentlichte bei
spielsweise in seinem Zentralorgan 
»Arbeiterkampf« den Satz: »Richter
sprüche machen AKWs auch nicht 
sicherer.« 

Demgegenüber plädierten Bür
gerinitiativen, insbesondere der 
Marschenkonferenz, für eine friedli
che Demonstration in Itzehoe. 

a 
Planungen 

Nachfolgend einige Beispiele aus 
den Planungen von Extremisten für 
die Demonstration am 19. 2. 1977: 

KPD 
Sie ist gegen Kernenergie in allen 

Ländern und greift daher auch 
KKW-Bauten in der DDR und UdSSR 
an. 
Sie gab Hinweise für das Verhalten 
gegenüber der Polizei heraus, ferner 
Vorschläge zur Überwindung des 
Bauzaunes u. zur Verwendung von 
Hilfsgeräten (Feuerlöscher, 
Schweißgeräte, Rohrzangen, Molo-
tow-Cocktails). Von der KPD wurde 
auch das Aufsteigen von Alumini
umdrachen empfohlen, mit denen 
Tiefflüge von Polizeihubschraubern 
verhindert werden sollten. 

KPD/ML 
Die KPD/ML ist gegen Kernkraft

werke zwar unter kapitalistischer 
Herrschaft, nicht jedoch in ihrem 
Vorbild China. 

Diese Organisation bildete 
Schweißertrupps, Werfertrupps, An
grifftrupps und Sanitätstrupps aus 
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und forderte zum Mitnehmen von 
Schweißgeräten, Gasmasken, Mund
tüchern, Augentropfen, Spaten, 
Stahlkugeln, Ersatzkleidung usw. 
auf. 

KBW 
Der KBW hatte bereits im Novem

ber 1975 in einer Flugblattüberschrift 
formuliert: 
»Nicht die Technik ist gefährlich, 
sondern ihre Anwendung durch die 
Kapitalistenklasse.« 

Wie die anderen Gruppierungen 
gab auch diese Organisation genaue 
Lageskizzen zur sorgfältigen Vorbe
reitung der Erstürmung aus und be
tonte, man werde sich von der Beset
zung auch nicht durch Tränengas 
abhalten lassen. Wenn die Erstür
mung nicht am 19. 2. gelänge, dann 
eben später, in 20, 50 oder 100 Ta
gen. Der KBW schrieb in seinem Zen
tralorgan: »Man sieht: die Kapitali
stenklasse und der Bürgerliche Staat 
wollen erneut die Demonstrationen 
am Bauplatz verhindern. Sie be
fürchten die Einheit der Arbeiter und 
Bauern. Die Einheit wird im nächsten 
Angriff auf den Bauplatz hergestellt 
mit dem Ziel, die endgültige Einstel
lung der Bauarbeiten durchzusetzen 
und für die Räumung des Platzes zu 
sorgen.« 

KB 
Auch diese Organisation war 

nach anfänglichem Zögern auf die 
ausdrückliche Forderung nach Ge
walt und Besetzung eingeschwenkt. 
Der KB plädierte darüber hinaus da
für, mehrere Kernkraftwerke und an
dere Einrichtungen gleichzeitig zum 
Ziel militanter Aktionen zu machen, 
um die Polizeikräfte zu verzetteln. 
In seinem Zentralorgan hat er aufge
fordert: »Schafft 1, 2, 3 viele Brok-

dorf.« 

Anarchobereich 
Auch im Anarcho-, spontaneisti-

schen und undogmatischen Bereich 
wurde die gewaltsame Besetzung 
des Baugeländes vorbereitet. Es war 
die Rede von Molotow-Cocktails und 
selbst von Toten. Im Falle des Mißer
folgs wurde bereits ein Ausweichziel 
(Krümmel) ausersehen. 

Rechtsextremisten 
Kurz vor dem 19. 2. stiegen auch 

Rechtsextremisten, insbesondere 
Neonazisten, in die Bewegung gegen 
Kernkraftwerke ein und plädierten 
ebenfalls für eine gewaltsame Beset
zung des Geländes. Aus diesen Krei
sen stammt die Äußerung »Auf diese 
Situation haben wir schon lange ge
wartet. In Brokdorf muß das Ganze 
überkochen. Brokdorf ist die Achil
lesferse der Demokratie«. 

DKP 
Die DKP polemisiert zwar gegen 

Kernkraftwerke in der Bundesrepu
blik Deutschland, bejaht sie aber un
ter der »Herrschaft (Kontrolle) der 
Arbeiterklasse« und schweigt daher 
über Kernkraftwerke in der DDR. Die 
Mitgliederder DKP schlugen sich auf 
zentrale Parteiweisung auf die Seite 
der gemäßigten Bürgerinitiativen 
und plädierten für eine Demonstra
tion in Itzehoe. Sie äußerte ihre Über
zeugung, bald als Führungsmacht 
die Bürgerinitiativen durchsetzt zu 
haben. 

b 
Ablauf der Demonstrationen 

An den Demonstrationen am 19. 
2. 1977 nahmen in Itzehoe und im 
Raum Brokdorf schließlich über 
20 000 Personen aus dem gesamten 
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Bundesgebiet und dem benachbar
ten Ausland (Dänemark, Niederlan
de, Italien und Schweiz) teil. 

Während an derDemonstration in 
Itzehoe etwa 10 000 bis 12 000 De
monstranten festgestellt wurden, 
marschierten 8 000 bis 10 000 Per
sonen über Wüster in Richtung 
Brokdorf. Davon waren etwa 2 000 
Personen (insbesondere KBW-An-
gehörige und sog. Spontaneisten) 
mit Schlagstöcken, Spaten, Wurfan
kern, Drahtzangen, Aluminiumdra
chen, Molotow-Cocktails usw. aus
gerüstet. Insgesamt beteiligten sich 
etwa 6 000 Linksextremisten am De
monstrationszug in Richtung Brok
dorf, darunter Angehörige von KBW, 
KB, KPD, KPD/ML, sog. Spontanei
sten und Personen aus dem undog
matischen und Anarchobereich. 

Die am Bauplatz von einem 
KBW-Mitglied angemeldete Demon
stration war am Vortag vom Verwal
tungsgericht Schleswig verboten 
worden. Eine nicht bekannte Zahl 
von Angehörigen der orthodoxen 
Linken-in der DKP war die Rede von 
3 000-wie DKP, SDAJ, MSB-Sparta-
kus und DFL) hatten sich der-von ei
nem DKP-Mitglied angemeldeten -
Demonstration in Itzehoe ange
schlossen, während die Gruppierun
gen der Neuen Linken dort nur durch 
wenige Mitglieder vertreten waren. 

Innerhalb der Gruppierungen der 
Neuen Linken, diemiteinem Demon
strationszug Richtung Brokdorf 
marschierten, bildete die stärkste 
Organisation der KB mit über 2 000 
Demonstranten, ihm folgte die KPD 
mit über 1 000 und der KBW mit ca. 
800 Teilnehmern. 

KBW und KB machten sich stän
dig die Führung streitig. Während 
KBW und Spontaneisten den Bau
platz gewaltsam stürmen wollten, 

trat der KB für eine friedliche De
monstration ein. Der KB und gemä
ßigte Personen aus den Bürgerinitia
tiven setzten sich schließlich durch. 
Die Demonstration löste sich an ei
ner Polizeisperre auf. 

Beurteilung 
Die Bewegung gegen Kernbrenn

stoffe als Energieträger hat interna
tionale Maßstäbe angenommen. Sie 
hat nicht nur bundesweit u. a. wegen 
der noch ungelösten Frage der Kern-
energieabfallbeseitigung besorgte 
Bürger auf den Plan gerufen, son
dern auch die gesamte Szene der 
Linksextremisten mobilisiert. Man 
hat dort erkannt, daß sich das Thema 
Kernenergie für die eigenen verfas
sungsfeindlichen Ziele nutzen läßt, 
indem man sich an die Spitze einer 
Volksbewegung stellt und damit eine 
wirksame Aktionsbasis schafft. Über 
das Land Schleswig-Holstein hinaus 
befassen sich spätestens seit Auf
nahme der Bautätigkeiten in Brok
dorf alle linken Extremistengruppen 
mit dem Kampf gegen Kernkraftwer
ke. Ihr gemeinsames Ziel, den frei
heitlichen und demokratischen 
Rechtsstaat zu zerstören, läßt sogar 
zeitweilig ideologische Verschie
denheiten und Streitereien in den 
Hintergrund treten; sog. Aktionsein
heiten sollen dabei helfen, das ge
meinsame Ziel zu erreichen. 

Nach der Demonstration vom 
19. 2. wird eine Phase neuer Überle
gungen und Diskussionen unter den 
Extremisten eintreten. Schon jetzt 
zeichnet sich ab, daß es zu internen 
Auseinandersetzungen kommen 
wird. KPD und KBW haben die ersten 
Flugblätter mit gegenseitigen Be
schimpfungen bereits in der Woche 
nach dem 19. 2. 1977 veröffentlicht. 

Extremistische Parolen, wie 
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man komme wieder, der Bauplatz 
müsse wieder zur Wiese werden, 
man werde je nach Lage der Dinge 
kämpfen oder sich zurückziehen, 
können nach Lage der Dinge nicht 
unbeachtet bleiben. 

Es sind jedoch Anzeichen vor
handen, daß sich der Schwerpunkt 
der Aktionen der Kernkraftwerkgeg
ner nach Niedersachsen (Gorleben, 
Grohnde) verlagern wird. Das gilt 
zumindest so lange, wie der Bau
stopp in Brokdorf bestehen wird. 
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Sicherheits
gefährdende 
Bestrebungen von 
Ausländern 



Ausländerin Schleswig-Holstein 
In Schleswig-Holstein leben rd. 

75 000 Ausländer (Stichtag 30.9. 76). 
Davon stellen über 28 000 Türken 
(ca. 38%) den größten Anteil, gefolgt 
von ca. 6300 Jugoslawen (8,4%). Re
gionale Schwerpunkte sind Kiel, Lü
beck sowie die Kreise Pinneberg und 
Segeberg, wo zusammen etwa die 
Hälfte der Ausländer gemeldet ist. 

Politisch-extremistische Aktivi
täten 

a 
Ausländische Arbeitnehmer 

Wie in den vorausgegangenen 
Jahren konnten auch 1976 eine 
organisierte politische Betätigung 
ausländischer Arbeitnehmer oder 
politische Aktivitäten Einzelner mit 
sicherheitsgefährdender Tendenz 
nicht festgestellt werden. Der über
wiegende Teil der ausländischen Ar
beitnehmer verhielt sich - wie in an
deren Bundesländern - politisch zu
rückhaltend und entzog sich wei
testgehend den Beeinflussungsver
suchen deutscher linksextremisti
scher Gruppen. Eine Zusammenar
beit mit solchen Gruppen war nur in 
wenigen Fällen im Bereich indu
strieller Großbetriebe erkennbar. 

Prokommunistische türkische 
Flugblätter und Schriften tauchten 
vereinzelt in Kiel, Flensburg und Lü
beck auf. In mehreren Stadtteilen 
Kiels kam es zu Schmierereien der 
maoistischen »Türkischen Kommu
nistischen Partei-Marxisten-Lenini
sten« (TKP/ML) und ihrer Kampfor
ganisation, der »Türkischen Arbei
ter- und Bauem-Befreiungsarmee« 
(TIKKO). 

Insgesamt läßt sich jedoch fest
stellen, daß es auch im Jahre 1976 
ausländischen extremistischen Or

ganisationen nicht gelungen ist, in 
Schleswig-Holstein Fuß zu fassen. 

b 
Ausländische Studenten 

Nennenswerte politische Aktivi
täten von Ausländern fanden sich 
nach wie vor an der Christian-Al-
brechts-Universität in Kiel. Hier ver
traten die Anhänger mehrerer aus
ländischer Studentenvereinigungen 
extremistische Forderungen und ar
beiteten dabei eng mit deutschen 
linksextremistischen Gruppen zu
sammen. Dies zeigte sich bei ge
meinsamen Veranstaltungen, bei der 
Herausgabe von Propagandamate
rial und den Aktivitäten verschiede
ner Ausländer-Komitees. 

Politisch extremistische Positio
nen wurden insbesondere von der 
»Generalunion Arabischer Studen
ten« (GUAS) und iranischen Studen
tengruppen vertreten. 

Die Kieler Sektion der GUAS pro
pagiert den Kampf gegen Zionismus, 
Kolonialismus und westlichen Impe
rialismus und erkennt die »Palästi
na-Befreiungsorganisation« (PLO) 
unter ARAFAT als einzig legitime 
Vertreterin der Palästinenser an. Ei
nige ihrer Mitglieder unterstützen die 
Ziele der maoistisch-terroristischen 
»Volksfront für die Befreiung Palä
stinas« (PFLP) des Dr. HABASCH. In 
zahlreichen Flugblättern, Film- und 
Vortragsveranstaltungen der Sek
tion wurde der »Befreiungskampf« 
des palästinensischen Volkes ver
herrlicht und zu aktiver Unterstüt
zung der Befreiungsbewegungen in 
aller Welt, insbesondere der PLO und 
der »Volksfront zur Befreiung 
Omans« (PFLO), aufgerufen. GUAS 
und Palästina-Komitee warben und 
sammelten gemeinsam für die PLO 
und für die Palästinenser im Liba-
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Parolen der Iranischen 
Studentengemeinschaft 
(ISG) Kiel 

FÖDERATION IRANISCHER STUDENTEN IN DER BRD UND WB 

C LANDESVERBAND DER CISNU) ] 

Zeitung dar Föderation Iranischer Studenten 

50 Jahre faschistischer,neokoloni
alistischer u.dekadenter Herrschaftl 

der Pahlawi-Dynastie 
Wieder ainaal steht «in« 
"Feierlichkeit" auf dar 
Tagesordnung dee feschie* 
tischen Shah-Regiaas* Eine 
Feierlichkeit, «eiche in 
ihrer Breite und Dauer diej 
»orherlgen Feierlichkeiten 
wie die "KrSnungsfeiar" /j 
und die 'Feier zu» 2Soo 
jährigen Beetehans dar 
Monarchie ie Iran" in den 
Schatten stellen ao.lt 
"Die So jMirig» JubiMuaa-
feier dar Schreckensherr
schaft Pahlawie-.elle M a t 
•tarien, Mater und Verwal
tungsstellen, sowie alle 
geknebelten, Bestellten 
und *oa Réglas nie zu ih
ren Grundeinheit»« kon
trollierten Verbünde und 
Orgenisatienen dee «ffant-
lichen und privaten Lebana 
des Lende» aind per dakret 
dae Shah angewiesen worden, 
während des ganzen laufen
den Hehres des ftjnfzigjäh-
rige testehen dar Pahlswi-
Herrachaft feierlich zu be
gehen und eoeit ait dar 
Heuchelei und Demagogie des 
erzreektionaran Shatv-Regi-
aee anzustiaaan, S Ksaitees 
wurden voa Regina ins Le« 

Forteetzuag auf Saite 2 

K, & 

imiVi 

V 

/ 

dm*. ».Si 

IÄ' 1 Mil 

w 1 

http://ao.lt


non. 
Die oppositionellen iranischen 

Studenten sind in mehreren Grup
pen organisiert. Aktivste und stärkste 
Gruppe ist die »Iranische Studen
tengemeinschaft« (ISG) Kiel. Sie ver
tritt maoistische Zielvorstellungen. 
Aus ihr sind infolge ideologischer 
Gegensätze zwei weitere Gruppen 
hervorgegangen, die »Iranische Stu
dentenvereinigung« (ISV) Kiel und 
die »Iranische Studentengemein
schaft« (ISG) Neumünster. Alle be
zeichnen sich als Ortsgruppen der 
»Conförderation Iranischer Studen-
ten-National-Union« (CISNU) bzw. 
einer Ende 1976 neu gegründeten 
»Conföderation Iranischer Studen
ten« (CIS). 

Mitglieder der CISNU, einer in 
zahlreichen Ländern der Welt beste
henden Vereinigung, die den Sturz 
der iranischen Monarchie anstrebt 
und in ihren Publikationen den poli
tischen Terror verherrlicht, führten 
gewaltsame Aktionen gegen irani
sche Einrichtungen im In- und Aus
land durch, so gegen eine iranische 
Rundfunk-und Fernsehstation in Pa
ris und gegen iranische konsulari
sche Vertretungen in Bonn-Bad Go-
desberg und in Genf. 

Die iranischen Studentengrup
pen agitierten gegen Unterdrük-
kungsmaßnahmen im Iran und ins
besondere gegen Folterungen politi
scher Gefangener. Sie verteilten in 
erheblichem Umfang Flugblätterund 
Schriftmaterial und führten Bilder
ausstellungen und Solidaritätsver
anstaltungen durch, vornehmlich im 
Bereich der Universität Kiel. Eine Un
terstützung durch deutsche extremi
stische Organisationen war häufig 
festzustellen. 

Neben den genannten Gruppen 
propagierten in Kiel eritreische Stu

denten den Kampf der »Eritreischen 
Volksbefreiungsfront« (EPLF), aktiv 
unterstützt von der GUAS und dem 
Palästina-Komitee. 

Vertreter des »South African Stu
dents Movement« (SASM) warben 
für die »Befreiung« Südafrikas, Rho
desiens und Namibias. 

Beurteilung 
In Schleswig-Holstein waren bis

her terroristische und akute sicher
heitsgefährdende Bestrebungen von 
Ausländern nicht zu verzeichnen. 
Hinsichtlich einer möglichen Si
cherheitsgefährdung sowie einer 
möglichen Gefährdung auswärtiger 
Belange der Bundesrepublik 
Deutschland sind alle auf die An
wendung von Gewalt gerichteten 
Bestrebungen von hier lebenden 
Ausländern auch künftig sorgfältig 
zu beobachten, nicht zuletzt wegen 
der Zusammenarbeit extremistischer 
Ausländergruppen mit anderen 
Gruppen im In- und Ausland. 
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Spionageabwehr 



Bundesrepublik Deutschland 
Das Jahr 1976 war für die Spiona

geabwehr in der Bundesrepublik 
Deutschland sehr erfolgreich. 

Anfang Juni wurden aufgrund 
veränderter Ermittlungsmethoden 
des Bundesamtes für Verfassungs
schutz und der Verfassungsschutz
behörden der Länder 16 Agenten 
gleichzeitig verhaftet. Darunter be
fand sich ein Agentenführer-Ehe
paar, welches als sog. Unteragenten 
einen Registrator sowie eine Vor
zimmerdame und ihren Ehemann im 

Bundesverteidigungsministerium 
führte. Es wurden interessante nach
richtendienstliche Hilfsmittel be
schlagnahmt. 

In den darauffolgenden Wochen 
setzten sich im Bundesgebiet 37 
Agenten zum Teil panikartig ins Aus
land oder in die DDR ab. In einigen 
Fällen ließ das Ministerium für 
Staatssicherheit sogar die Woh
nungseinrichtung durch ein Möbel
transportunternehmen aus der DDR 
abholen. 

Diese »Kundschafter des Frie
dens« - so nennt man in der DDR die 
in westlichen Ländern tätigen Agen
ten - waren zum Teil mehrere Jahre 
lang in einflußreichen und für die 
DDR interessanten Positionen des 
wissenschaftlichen und technischen 
Bereiches tätig. Alle waren unter fal
schen Personalien in die Bundesre
publik Deutschland eingeschleust 
worden. Es handelte sich um ideolo
gisch gefestigte und für ihren sog. 
»Westeinsatz« vorher in der DDR 
gründlich vorbereitete wissenschaft
lich und technisch qualifizierte Spe
zialisten. 

Diese und andere Fälle zeigen, 
daß die östlichen Nachrichtendien
ste ihre Aktivitäten auch 1976 un
vermindert fortsetzten und die Bun

desrepublik Deutschland wegen ih
rer wirtschaftlichen und militäri
schen Bedeutung und aufgrund ihrer 
geographischen Lage nach wie vor 
ein bevorzugtes Ausspähungsziel 
östlicher Nachrichtendienste ist. 

Schleswig-Holstein 
Die Anzahl der 1976 erkannten 

nachrichtendienstlichen Aufträge 
gegen Schleswig-Holstein liegt -
gemessen an der Einwohnerzahl -
weit über dem Bundesdurchschnitt. 
Bei den nachrichtendienstlichen 
Werbungen und Werbungsversu
chen war eine Steigerung zu ver
zeichnen. 

In der Zielrichtung der Aufträge 
rangiert die politische Spionage an 
der Spitze. Danach folgen die militä
rische und die Wirtschaftsspionage. 
Dem öffentlichen Dienst schenkte 
man größere Aufmerksamkeit. Es 
wurde in den letzten Jahren immer 
häufiger versucht, Mitarbeiter im öf
fentlichen Dienst als Agenten anzu
werben. 

Die Aktivität der einzelnen So
wjetblockdienste ist unterschiedlich. 
Die DDR-Nachrichtendienste führen 
in der Anzahl der Spionageaufträge 
gegen das Land Schleswig-Holstein. 
Es folgen die Nachrichtendienste der 
UdSSR, Polens, der CSSR usw. Die 
»Spitzenstellung« der DDR ergibt 
sich aus der besonderen Situation 
der beiden Staaten zueinander. Der 
aufgrund der Entspannungsbemü
hungen der Bundesrepublik 
Deutschland von manchen erwartete 
Rückgang der Werbungen neuer 
Agenten und der erteilten Spionage
aufträge ist ausgeblieben. Mit einer 
Verminderung dürfte auch in Zu
kunft kaum zu rechnen sein. 

Nach wie vor sind Besucher der 
DDR den Anwerbungsversuchen der 
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38 Agenten verließen 
fluchtartig die Bundesrepublik 

Bundesanwaltschaft: Das „bisher erfolgreichste" Jahr 
in der Spionagebekämpfung 

K a r l s r u h e . Insgesamt 38 mutmaßli
che Ostspione haben im zweiten Halbjahr 
1976 die Bundesrepublik „fluchtartig" ver
lassen. Das ergab eine Auswertung der Er
mittlungsergebnisse der Sicherheitsbehör
den, wie Bundesanwalt Fischer gestern ge
genüber dem Deutschen Depeschen Dienst 
(ddp) in Karlsruhe bestätigte. Fischer er
klärte, nach diesen 38 Personen werde 
noch gefahndet. Bei einer umfangreichen 
Aktion Im vergangenen Juni sind insge
samt 14 mutmaßliche Agenten in Haft ge
nommen worden. Der Bundesanwalt sprach 
von dem „bisher erfolgreichsten" Jahr in 
der Spionagebekämpfung. 

Fischer äußerte sich zuversichtlich, daß 
im neuen Jahr weitere SpionagefäUe auf

geklärt werden können. Ferner erwartet 
er, daß die Terroristen-Prozesse in Stutt
gart-Stammheim und in Düsseldorf 1977 
abgeschlossen werden. 

Im Zusammenhang mit der Spionagetä
tigkeit bestätigte Fischer, daß sich die Er
mittlungsbehörden bereits seit einiger Zeit 
mit dem Fall des verschwundenen Bonner 
Kaufmanns Dieter Bauer befassen. Bauerist 
seit September verschwunden. Zuletzt War 
Bauer auf einer Reise in Kenia gesehen 
worden. Die Bundesanwaltschaft verdäch
tigt den 40 Jahre allen Kaufmann, für das 
DDR-Ministerium für Staatssicherheit ge
heimdienstlich gearbeitet zu haben und 
nimmt an, daß sich der mutmaßliche Agent 
jetzt in der DDR aufhält. 

Erfolgreiche Spionage-Abwehr in der Bundesrepublik 

Ein Agenten-Heer auf dem Rückzug 
Eigener Bericht - ASD - dpa 

suw. Kar l s ruhe /Hamburg , 21. Ju l i 
Unter den Ost-Agenten in der Bun

desrepublik herrscht offenbar Panik. 
Der Präsident des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, Richard Meier, be 
stätigte, daß die neuen Erkenntnisse der 
bundesdeutschen Spionage-Abwehr 
über die Arbei ts- und Führungsmetho
den des Ost-Berl iner Ministeriums für 
Staatssicherheit zu einer „erheblichen 
Verunsicberung" und zu „kräftigen A b -
satzbewegungen" innerhalb des „DDR"-
Spionagenetzes in der Bundesrepublik 
geführt haben. Ein ganzes Agenten-
Heer wi rd offenbar zum Rückzug aufge
fordert. 

Seit Anfang Jun i sind in der Bundes
republik nahezu 20 „DDR"-Agenten 
verhaftet worden. Viele andere Agenten 
haben sich in die „DD>R" abgesetzt. 

Die Abwehr-Erfolge haben offenbar 
auch die Ost-Berl iner Agenten-Füh

rung in erhebliche Schwierigkeiten ge
bracht . Sie wa r über einige Verhaftun
gen nicht informiert. So ist nach Bonner 
Informationen an mehrere mutmaßliche 
Agenten, die in der Bundesrepublik 
schon in Untersuchungshaft saßen, aus 
der „DDR" noch die Anweisung gefunkt 
worden, vor Ort zu bleiben und weiter
zuarbeiten, da keine Gefahr für sie be 
stehe. 

Das Bundesamt für Verfassungs
schutz hat, wie erst jetzt bekannt wurde, 
Ende Juni zwei weitere mutmaßliche 
Ost-Agenten in Haft genommen. Diet
rich Gutseil (38) aus Marksuhl in Thü
ringen wurde im Flughafengebäude von 
Hannover verhaftet. Gutweil soll weite
re Agenten dee Ostens in Süddeutsch
land geführt und hohe Geldbeträge an 
sie weitergegeben haben. Festgenom
men wurde auch der 43jährige Kurt Za-
wodniak, der in Mönchengladbach lebt. 
Er soll den Sowjets Material über die 

1976 - das schwarze Jahr für die roten Spione (3. Teil) 

Der neue Agententyp verrät sich leichter 
Warum 1976 zum schwarzen Jahr für die roten Spione in der 

Bundesrepublik wurde, enthüllt erstmals Herr X, ein hoher Ab
wehrmann: Mit Hilfe neuartiger „Raster" und des Abwehr-Com
puters NADIS werden Agenten eingekreist. Die Erfolgsserie der 
Abwehr ist aber auch dem O^tberliner Spionagechef General Ma 
kus Wolf zu verdanken, der in den letzten Jahren systematise 
die Amateure in seinem Schnüffelnetz gegen Profis ausgetausd 
hat: Der neue Agententyp verrät sich leichter. 

DDR-Nachrichtendienste 
versuchen Stellungsuchende 

zu ködern 
H a n n o v e r . Neue Wege, um Bewoh

ner der Bundesrepublik für nadirlcbten-
dlenstlirhe Tätigkeiten zu ködern, gehen 
offenbar die Splonageagenturen 'der DDR. 
Nach Beobachtungen der Verfassungs
schutz-Abteilung Im niedersäch si sehen In
nenministerium sind die Nachrichten
dienste dazu Übergegangen, die Annoncen 
von S tell UP g su dien den In Tages- und Fach-
zeilungen auszuwerten und Inserenten, 
die ihnen geeignet erscheinen, lukrative 
und unverfängliche Angebote zu machen. 

Hie Annoncen wfnlra von Prrsor.en H.r-
mon oder iurJitutionen beantwortet, die 
den Voifa'isunqssrtiUtz a>s Tartii.rçainsd-
'.\nn der DnRNacfind-.teixien:.ri- !i>.-k<mni 
Mnd. Insheiordere werden tVl.iüiijMl-
chendc Aka>m.k?r uc.ii Jou.-na^siwi .in-
iji'sttir i-"aru Ajlqiijflien werden dje Briefe 
;.n Westberlin, so da3 csn mit d-n B.Tlir.er 
Ve:ha!:r.:s«en mrtii verlr.iurer Bi;rviH-.b:ir-
0(~r nidîi erkennen kanr.. da3 M-ti hir.'c: 
der Offerte ein Ahmender aus Ostbeilin 

Neuer Agententyp 
Das Ministerium für Staatssicher

heit hat aus alledem rechtzeitig die 
Konsequenzen gezogen und einen 
neuen Agententyp aufgebaut; Den li
nientreuen DDR-Bürger (meist Akade
miker mit Aussicht auf ergiebige Stel
lungen), der mit großem Aufwand TPurn 
Profi ausgebildet und auf Umwegen 
mit einer .Legende* (fingierter Le
benslauf) in die Bundesrepublik einoe-
schleust wird. Damit ist die Qualität 
an die Stelle der Quantität getreten. 
Herr X von der Abwehr: .Diese Pro
fis, an der Spitze der ,0.b.E.' (Offizier 
im besonderen Einsatz) fallen nicht 
mehr durch Fehler auf, die Verdacht 
auslösen. Und doch haben sie eine 
Schwachstelle," 

Der neue Agententyp weist nämlich 
eine Reihe von gemeinsamen Merk
malen auf, aus denen die Abwehr 
leicht ein Rasterbild herstellen konn
te: Berufliche Vorbildung, Karrie-
reverhalten, typische Verhaltenswei
sen gehören dazu. Noch wichtiger ist 
aber die Kenntnis der Tricks, mit de
nen sich diese Profi-Agenten aus der 
DDR die neue, unverfängliche Identi
tät eines Bundesbürgers zulegen. Die 
Agenten reisen zunächst ins westliche 
Ausland. Da nehmen sie die Identität 
ven Bundesbürgern an* die vo»3ehren 
ausgewandert sind und die hierzulan
de niemand mehr kennt. Besonders 
günstig: Wenn diese Bundesbürger 
verstorben sind, ihr Tod aber in der 
Buntlesrepublik nicht bekannt wurde. 
In einigen Pâlie*, halten die DDR-Be
hörden anch die wahren Namensinha
ber in ihrem Machtbereich unter Ver
schluß. 

Der Physiker Karl-Heinz Stöber 
mauserte sich In Finnland zu Heinz 
Dieter Pichotka: In Bonn drang er in 
Verteidigungs- und Atemgremien ein. 
Herbert Fährmann kam über Kanada. 
Wolfram und Carla Kaune ichlüpften 
In England in die Identität von Jürgen 
und Doris Kürschner. Jürgen Pingel 
(Agentenführer des Bundeswehr-
Oberstleutnantf Norbert Moser Im 
Verbindungsstab Lauftwaffe/Heer) 
verwandelte sich In Schweden in 
Hartmut Richter. 

Der neue Agententyp ist für die Ab
wehr mittlerweile so transparent, daß 
man oft ohne Vorliegen eines konkre
ten Verdachts an Hand des Compu
ter-Rasters sagen kann: Der könnte 
ein Agent sein. Auch ein weiterer 
Agent en typ befindet sich mittlerweile 
im Abwehrraster. Da kaum Chancen 
bestehen, einen Minister oder einen 
Abteilungsleiter aus einem Ministeri
um als Spion zu gewinnen, läßt Ost
berlin die Sekretärinnen für sich in die 
Panzerschränke greifen. Um solche 
Frauen (wie Leonore Sütterlin, Gerda 
Schröter oder Helge Berger im Aus
wärtigen Amt) zu gewinnen, hat Ost
berlin eine Riege smarter Herren auf
gestellt, die den Damen erst mit Liebe 
und dann mit Spähaufträgen kommen. 



dortigen Nachrichtendienste ausge
setzt. Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland müssen vor DDR-Besu
chen in ihrem Antrag auf Einreise 
neben den genauen Personalien 
nicht nur ihren Beruf, sondern auch 
ihren Arbeitsplatz angeben. Dadurch 
ist der Dienststelle des Ministeriums 
für Staatssicherheit beim Rat des 
Kreises die Möglichkeit gegeben, 
sich interessante und für einen nach
richtendienstlichen Anbahnungs
versuch geeignete Personen auszu
suchen. 

DDR-Behörden nutzen auch die 
derzeitige Lage auf dem Arbeits
markt der Bundesrepublik Deutsch
land für die Anwerbung von Agenten 
zielstrebig aus. Stellenanzeigen in 
Zeitungen werden systematisch 
ausgewertet und somit Ansatz
punkte für persönlich abgefaßte 
Briefanbahnungen gefunden. Sol
che Briefanbahnungen haben im 
Jahre 1976 erheblich zugenommen. 

Bemerkenswert ist, daß der so
wjetische Geheimdienst gelegent
lich noch ehemalige deutsche 
Kriegsgefangene, die inzwischen be
ruflich einflußreiche Positionen er-
langthaben, nach mehrals30Jahren 
an eine während der Kriegsgefan
genschaft unter erheblichen körper
lichen und seelischen Belastungen 
unterschriebene Verpflichtungser
klärung zur nachrichtendienstlichen 
Mitarbeit erinnert. 

Schlußbemerkung 
Nachrichtendienstliche Anbah

nungen erstrecken sich mitunter 
über Monate oder mehrere Jahre. 
Wer sich rechtzeitig offenbart, hat 
kaum mit einer Bestrafung und mit 
persönlichen Nachteilen zu rechnen. 
Denn Verfassungsschutzbehörden 
haben keine Exekutivbefugnisse und 

unterliegen auch nicht dem Strafver
folgungszwang. Die Strafprozeßord
nung sieht vor, daß Personen, die ihr 
mit einer nachrichtendienstlichen 
Verstrickung zusammenhängendes 
Wissen von sich aus offenbaren, 
straffrei ausgehen können. Das ist in 
vielen Fällen geschehen. 
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Geheimschutz 



Aligemeines 
Der Geheimschutz umfaßt mate

rielle und personelle Sicherheitsvor
kehrungen zum Schutze von im öf
fentlichen Interesse geheimhal
tungsbedürftigen Tatsachen, Ge
genständen und Erkenntnissen vor 
Verrat, Ausspähung oder Sabotage. 
Es handelt sich fast ausschließlich 
um vorbeugende Schutzmaßnah
men. 

Geheimschutz in der öffentlichen 
Verwaltung 

In Schleswig-Holstein werden 
seit Jahren Überprüfungen der zur 
Sicherung von Verschlußsachen ge
troffenen technischen und nicht
technischen (organisatorischen) 
Maßnahmen (materieller Geheim
schutz) bei den Dienststellen des 
Landes, der kommunalen Gebiets
körperschaften und den Körper
schaften und Anstalten des öffentli
chen Rechts, soweit sie Verschluß
sachen verwalten, durchgeführt. 

Dieser materielle Geheimschutz 
ist nur sinnvoll, wenn er durch Maß
nahmen auf dem personellen Sektor 
ergänzt wird. Im personellen Ge
heimschutz führt die Verfassungs
schutzbehörde die Sicherheitsüber
prüfungen der Mitarbeiter im öffent
lichen Dienst durch, die Zugang zu 
Verschlußsachen erhalten sollen. 
Diese Sicherheitsüberprüfungen, die 
unter Beachtung entsprechender 
Richtlinien vorzunehmen sind, sind 
Voraussetzung für die Ermächtigung 
zum Zugang zu Verschlußsachen der 
verschiedenen Geheimhaltungsgra
de. 

Geheimschutz in der Wirtschaft 
Zentrale Sicherheitsbehörde für 

den Geheimschutz in der Wirtschaft 
ist der Bundesminister für Wirt

schaft. Die Unternehmen der freien 
Wirtschaft, die geheimhaltungsbe
dürftige Unterlagen erhalten, um be
stimmte Aufträge ausführen zu kön
nen, sind ebenso dem Geheimschutz 
verpflichtet wie die Behörden und 
Dienststellen, in denen Verschlußsa
chen bearbeitet werden. Bei der 
Durchführung sowohl der materiel
len als auch der personellen Ge
heimschutzmaßnahmen berät die 
Verfassungsschutzbehörde sowohl 
den Bundesminister für Wirtschaft 
als auch die Wirtschaftsunterneh
men. Die zur Gewährleistung des 
Geheimschutzes in der Wirtschaft er
forderlichen Maßnahmen entspre
chen denen für den Geheimschutz 
im Behördenbereich. 

Die Zusammenarbeit mit den Si
cherheitsbevollmächtigten der Un
ternehmen hat sich bewährt. Sicher
heitsfälle sind bislang nicht bekannt 
geworden. Die auf Grund des ständi
gen Gedanken- und Erfahrungsaus
tausches getroffenen Sicherheits
maßnahmen haben die in sie gesetz
ten Erwartungen erfüllt. Es liegtauch 
im Interesse der Wirtschaft, geheim
haltungsbedürftige Aufträge zu er
halten. Derartige Aufträge können 
jedoch nur vergeben werden, wenn 
die sicherheitsmäßigen Vorausset
zungen erfüllt sind. 

Im Rahmen des Geheimschutzes 
in der Wirtschaft und unter entspre
chender Anwendung der hier gel
tenden Bestimmungen und Richtli
nien berät die Verfassungsschutz
behörde die Unternehmen der Wirt
schaft auch dann, wenn sie zwar 
nicht dem Geheimschutz unterlie
gen, aber zu den lebens- und vertei
digungswichtigen Einrichtungen 
und Betrieben gehören, die sicher
heitsempfindliche Stellen aufweisen. 
In den Kreis dieser Unternehmen ge-
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hören z. B. Versorgungsbetriebe, 
Verkehrsunternehmen, Unterneh
men der Nahrungsmittelindustrie 
sowie technische Einrichtungen. Es 
muß im Interesse der Bevölkerung 
unseres Landes sichergestellt sein, 
daß solche Wirtschaftsunternehmen 
weder unterwandert noch für spek
takuläre Sabotageakte mißbraucht 
werden. 
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